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1. ABSCHNITT 

Einleitung 

Anläßlich der Verabschiedung des Gesetzes zur Ge-
samtreform des Lebensmittelrechts hat der Deutsche 
Bundestag in seiner 108. Sitzung am 18. Juni 1974 
einen Entschließungsantrag angenommen, in dem 
er u. a. die Bundesregierung aufgefordert hat, über 
Anwendung und Auswirkungen des Gesetzes zur 
Gesamtreform des Lebensmittelrechts, insbesondere 
unter dem Gesichtspunkt des Verbraucherschutzes, 
binnen vier Jahren zu berichten. 

Kernstück des Gesetzes zur Gesamtreform des Le-
bensmittelrechts ist das in Artikel 1 enthaltene Le-
bensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz (LMBG). 
Es wird also vor allem über die Erfahrungen zu be-
richten sein, die inzwischen mit diesem Gesetz ge-
macht worden sind, mit dem das im wesentlichen 
noch auf das Jahr 1927 zurückgehende Lebensmittel-
gesetz von 1936 (LMG) abgelöst worden ist. 

Zur Durchführung des Gesetzes und in Weiterfüh-
rung der Gesamtreform des Lebensmittelrechts sind 
in der Zwischenzeit zahlreiche Rechtsverordnungen 
erlassen bzw. geändert worden. Das Schwergewicht 
liegt dabei auf den Verordnungen, mit denen der 
neuen Rechtslage im Bereich der Zusatzstoffregelun-
gen Rechnung getragen wird. Zu erwähnen ist auch 
die Kosmetik-Verordnung, mit der dieser Rechtsbe-
reich erstmalig umfassend geregelt worden ist. Im 
einzelnen sind alle seit dem 1. Januar 1975 erlasse-
nen und auf das LMBG gestützten Rechtsverordnun-
gen in Anlage 1 aufgeführt. Soweit erforderlich, wird 
in dem Bericht auf die Verordnungen noch eingegan-
gen. Darüberhinaus haben auch die Bundesländer 
zur Durchführung des LMBG eine Reihe von Rege-
lungen getroffen (Anlage 2). 

Die Durchführung des Lebensmittel- und Bedarfs-
gegenständegesetzes ist nach Artikel 83 des Grund-
gesetzes Aufgabe der Länder. Die Bundesregierung 
war daher bei der Erstellung des Erfahrungsberichts 
weitgehend auf die Mitwirkung der obersten Lan-
desgesundheitsbehörden und der obersten Landes-
veterinärbehörden angewiesen. Ebenso wurden die 
betroffenen Wirtschaftsverbände sowie die Arbeits-
gemeinschaft der Verbraucher gebeten, ihre mit dem 
neuen LMBG seit dessen Inkrafttreten gewonnenen 
Erkenntnisse und Beobachtungen für diesen Bericht 
zur Verfügung zu stellen. Allen Beteiligten wird an 
dieser Stelle für ihre Mitwirkung gedankt. 

Übereinstimmend betonen sowohl die befragten 
Landesbehörden als auch die Wirtschaftskreise, daß 
der Zeitraum seit Verabschiedung des LMBG zu kurz 
ist, als daß umfassende praktische Erfahrungen mit 
dem Gesetz hätten gesammelt werden können. Dies 
gilt in erster Linie hinsichtlich der Zusatzstoffrege-
lungen, die gemäß Artikel 12 Abs. 2 des Gesetzes 
zur Gesamtreform des Lebensmittelrechts erst am 
1. Januar 1978 in Kraft getreten sind. Aber auch 
hinsichtlich der bereits am 1. Januar 1975 in Kraft 
getretenen Teile des LMBG wird die Zeitspanne als 
nicht ausreichend für eingehende Beobachtungen 
angesehen. 

Der Bericht muß sich daher darauf beschränken, 
einen Überblick über diejenigen Bestimmungen des 
Gesetzes zu geben, die sich als Schwerpunkte bis-
lang herausgestellt haben, Tendenzen und Entwick-
lungen aufzuzeigen, die von der Bundesregierung 
und den obersten Landesbehörden unternommenen 
Anstrengungen zur Erreichung der mit dem LMBG 
angestrebten Ziele darzulegen und Lösungen zur Be-
hebung von bekanntgewordenen Schwierigkeiten 
anzudeuten. 

2. ABSCHNITT 

Anwendung und Auswirkungen des 
Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes 

A. Allgemeine Beurteilung 

Das Echo, das das neue Lebensmittel- und Bedarfs-
gegenständegesetz in seiner Gesamtheit bisher bei 
den Wirtschaftskreisen und der Überwachung ge-
funden hat, ist im allgemeinen positiv. Das Gesetz 
wird als grundsätzlich praktikabel bezeichnet. Die 
kritischen Anmerkungen beziehen sich vornehmlich 
auf einzelne Bestimmungen. 
Als besonders günstig wird die Gliederung des Ge-
setzes in einzelne Abschnitte hervorgehoben, in 
denen die dem Gesetz unterfallenden Erzeugnisse 
geregelt sind. Hierdurch ist das Gesetz überschaubar 
gemacht und seine Handhabung wesentlich erleich-
tert worden. 
Ebenso haben sich die im ersten Abschnitt des Ge-
setzes vorangestellten Definitionen (§§ 1 bis 7 
LMBG), auf die im Gesetz zurückgegriffen wird, im 
wesentlichen in der Praxis bewährt. Im Interesse 
eines gleichmäßigen Verwaltungsvollzuges wird von 
der Bundesregierung angestrebt, auch in den dem 
Lebensmittelrecht nahestehenden Rechtsgebieten, 
wie dem Marktordnungsrecht und dem Eichrecht, 
möglichst die gleichen Begriffe zu verwenden, so-
weit Erzeugnisse betroffen sind, die dem Lebens-
mittel- und Bedarfsgegenständegesetz unterfallen. 
Als Fortschritt wird die durch § 1 LMBG herbeige-
führte bessere Abgrenzung zwischen Lebensmitteln 
und Arzneimitteln empfunden. Zuordnungsfragen, 
die im Hinblick auf bestimmte vor allem neu auf 
dem Markt erscheinende Produkte auch in Zukunft 
immer wieder auftreten können, stellen die Begriffs-
bestimmung nicht in Frage,. sondern sind durch Fort-
entwicklung der Auslegung in Literatur und Recht-
sprechung zu lösen. 
Der Begriff des Zusatzstoffes (§ 2 LMBG), der an die 
Stelle der Definition der fremden Stoffe in § 4 a des 
alten Lebensmittelgesetzes getreten ist, stellt eine 
der wesentlichsten aber auch umstrittensten Neue-
rungen dar, die durch das LMBG herbeigeführt wor-
den sind. Er kann noch nicht als in der Praxis er-
probt gewertet werden, da das Zusatzstoffregime 
erst am 1. Januar 1978 in Kraft getreten ist. Einige 
Zweifelsfragen, die in bezug auf die rechtliche Ein-
ordnung bestimmter Stoffe als Zusatzstoffe bisher 
aufgetreten waren, sind im Rahmen der neuen Zu-
satzstoffregelungen geklärt worden. 
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Das Abgrenzungsmerkmal der „allgemeinen Ver-
kehrsauffassung" (§ 2 Abs. 1 LMBG), ist in der amt-
lichen Begründung der Zusatzstoff-Zulassungs-Ver-
ordnung verdeutlicht worden. 

Die Begriffsbestimmungen für Tabakerzeugnisse 
(§ 3 LMBG), kosmetische Mittel (§ 4 LMBG) und Be-
darfsgegenstände (§ 5 LMBG) haben nach den bis-
herigen Beobachtungen die in sie gesetzten Erwar-
tungen weitgehend erfüllt. In diesem Zusammenhang 
ist zu erwähnen, daß es gelungen ist, die in § 4 
LMBG enthaltene Begriffsbestimmung für kosme-
tische Mittel in der Richtlinie des Rates der EG vom 
27. Juli 1976 zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über kosmetische Mittel (ABl. 
EG Nr. L 262 vom 27. September 1976, S. 169) zu 
verankern. In Zukunft wird aufmerksam zu beobach-
ten sein, ob die Abgrenzung zwischen kosmetischen 
Mitteln und Arzneimitteln in allen Fällen befriedi-
gend gelungen ist. Die Rechtsprechung scheint die 
mit § 4 LMBG angestrebte klare Trennung zwischen 
kosmetischen Mitteln und Arzneimitteln bisher zu 
bestätigen, wie der Beschluß des OLG Frankfurt am 
Main vom 24. Oktober 1977, LRE*) 11, S. 26 zeigt, 
mit dem u. a. zu der Frage der rechtlichen Zuordnung 
eines sog. Schlankheitsbades Stellung genommen 
worden ist. 

B. Schutz vor möglichen Gesundheitsschäden 

Da die allgemeinen Verbote zum Schutz der Gesund-
heit in § 8 LMBG (Lebensmittel) und § 24 LMBG 
(Kosmetische Mittel) dem § 3 des alten LMG ent

-

sprechen, ist über neue Auswirkungen nicht zu be-
richten. Dies gilt grundsätzlich auch hinsichtlich der 
Verbote, die sich auf Bedarfsgegenstände beziehen 
(§ 30 LMBG). 

Eine Verstärkung des Verbraucherschutzes vor mög-
lichen Gesundheitsschäden ist seit Inkrafttreten des 
neuen LMBG vor allem durch die inzwischen er-
lassenen, auf die Ermächtigungen zum Schutz der 
Gesundheit (§§ 9 und 26 LMBG) gestützten Rechts-
verordnungen herbeigeführt worden. 

I. Inanspruchnahme der Ermächtigungen in den §§ 9, 
10, 21, 26, 32 LMBG 

1. Lebensmittel 

a) Gesundheitsschutz (§ 9 LMBG) 
Zu nennen sind hier insbesondere die Quecksilber

-

Verordnung, Fische, die Eiprodukte-Verordnung, die 
Hackfleisch-Verordnung und die Aflatoxin-Verord-
nung mit denen die Ermächtigungen in § 9 Abs. 1 
Nr. 1 bis 5 LMBG erstmals ausgeschöpft worden 
sind. 
Eine Überprüfung der Ermächtigungen im Zusam-
menhang mit aktuellen Vorkommnissen, wie der un-
vorhersehbaren Beeinträchtigung von Lebensmitteln 
durch gesundheitsgefährdende Stoffe, die bei Un-
glücksfällen auftreten können, hat gezeigt, daß die 
Tatbestände in § 9 LMBG möglicherweise noch einer 
Änderung und Ergänzung bedürfen. 
b) Hygiene (§ 10 LMBG) 

* LRE = Sammlung lebensmittelrechtlicher Entscheidun

-

gen, herausgegeben von H. Holthöfer und K.-H. Nüse 

Im BMJFG wird zur Zeit der Entwurf für eine 
bundeseinheitliche Lebensmittelhygiene-Verordnung 
erarbeitet, mit der die Ermächtigung in § 10 LMBG 
ausgeschöpft werden wird. Die zu gestaltende Ma-
terie ist außerordentlich komplex. Die Vorarbeiten 
für das Verordnungsvorhaben sind daher umfang-
reich, schwierig und damit zeitraubend. In Einzel-
fällen ist von der Ermächtigung in § 10 Abs. 1 LMBG 
im übrigen auf Bundesebene bereits Gebrauch ge-
macht worden. Andererseits haben in einigen Fällen 
die Länder die Ermächtigung in § 10 Abs. 2 LMBG 
ausgeschöpft, weil ihre Lebensmittelhygiene-Ver-
ordnungen zeitlich abgelaufen waren. 

2. Tabakerzeugnisse (§ 21 LMBG) 
Von § 21 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe e LMBG ist mit der 
Verordnung über die Änderung tabakrechtlicher Be-
zeichnungsvorschriften vom 21. April 1976 Gebrauch 
gemacht worden, mit der die Verordnung über niko-
tinarmen und nikotinfreien Tabak vom 12. Mai 1939 
(RGBl. I S. 912) an die neueren wissenschaftlichen 
Erkenntnisse angepaßt worden ist. Einige der Er-
mächtigungsnormen in § 21 Abs. 1 LMBG (z. B. An-
gabe eines Warnhinweises) werden voraussichtlich 
mit der im BMJFG in Vorbereitung befindlichen Zi-
garetten-Kennzeichnungs-Verordnung ausgeschöpft. 

3. Kosmetische Mittel (§ 26 LMBG) 

Auf dem Gebiet der kosmetischen Mittel ist der Ge-
sundheitsschutz durch die Kosmetik-Verordnung 
vom 16. Dezember 1977 wesentlich verstärkt worden. 
Mit der Verordnung ist die Richtlinie des Rates der 
EG vom 26. Juli 1976 über kosmetische Mittel in 
nationales Recht übernommen worden. Da das LMBG 
in seinen grundsätzlichen Regelungen bereits der 
Richtlinie entspricht, konnte die Verordnung im we-
sentlichen auf die Übernahme der Regelungen über 
die Verwendung von Inhaltsstoffen in nationales 
Recht beschränkt werden. Diese Bestimmungen wur-
den auf § 25 sowie § 26 i. V. m. § 32 LMBG gestützt. 

Die Bemühungen um eine Verbesserung des Ge-
sundheitsschutzes in diesem Bereich sind damit aber 
keineswegs abgeschlossen. So werden zur Zeit von 
der Kommission der EG unter Mitwirkung der Mit-
gliedstaaten Überlegungen angestellt, weitere Posi-
tiv-Listen — bisher besteht eine solche lediglich für 
Farbstoffe — zu entwickeln, mit denen bestimmte 
Stoffe, die in kosmetischen Mitteln ausschließlich 
verwendet werden dürfen, zugelassen werden sollen. 
Den Positiv-Listen ist im Interesse des bestmög-
lichen  Verbraucherschutzes erhebliche Bedeutung 
beizumessen. 

4. Bedarfsgegenstände (§ 32 LMBG) 

Auf dem Gebiet der Bedarfsgegenstände bestehen 
zur Zeit nur geringe Erfahrungen. Das zuständige 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesund-
heit hat daher eine großangelegte Umfrageaktion 
beim Bundesgesundheitsamt, den Überwachungsbe-
hörden der Länder, Kliniken mit Spezialerfahrungen 
und ähnlichen Einrichtungen durchgeführt, mit dem 
Ziel, auf der Grundlage der praktischen Erfahrungen 

I dieser Stellen regelungsbedürftige Tatbestände zu- 
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sammenzutragen. Die eingegangenen Stellungnah-
men sind ausgewertet und in ein Arbeitspapier auf-
genommen worden, das eine allgemeine Bestands-
aufnahme darstellt, die zugleich als Diskussions-
grundlage für die Erarbeitung eines Gesamtpro-
gramms für Bedarfsgegenstände dienen soll. Das 
BMJFG ist dabei davon ausgegangen, daß es — ab-
gesehen von aktuellen Anlässen — sinnvoll erscheint, 
spätere Verordnungsvorhaben für Bedarfsgegen-
stände grundsätzlich im Rahmen einer Gesamtkon-
zeption zu planen, die insbesondere von den Vor-
stellungen der einschlägigen Wirtschaftskreise und 
der Überwachungsbehörden mitgetragen wird. Die-
ses Vorgehen wird auch für die weitereren Be-
mühungen, gemeinschaftsrechtliche Bestimmungen 
für diesen Bereich in der EWG zu schaffen, von Vor-
teil sein. In das Arbeitspapier wurden die bisher 
vorliegenden Beratungsergebnisse eingearbeitet, die 
bei den Rechtsangleichungsarbeiten in der EWG in-
soweit bereits erzielt worden sind. In diesem Zusam-
menhang ist insbesondere die Richtlinie des Rates 
vom 23. November 1976 zur Angleichung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten über Materialien 
und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Le-
bensmitteln in Berührung zu kommen (ABl. EG 
Nr. L 340/19 vom 9. Dezember 1976) zu nennen, die 
als Rahmenrichtlinie die allgemeinen Grundsätze 
beinhaltet, die die Beseitigung der Unterschiede der 
Rechtsvorschriften durch nachfolgende Einzelricht-
linien ermöglichen. Weiterhin kommt der Richtlinie 
des Rates der EG vom 30. Januar 1978 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Vinylchlorid-Monomer enthaltende Materialien 
und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Le-
bensmitteln in Berührung zu kommen (ABl. EG 
Nr. L 44/15 vom 15. Februar 1978) erhebliche Be-
deutung für den Verbraucherschutz vor gesundheit-
lichen Beeinträchtigungen zu, die von bestimmten 
Bedarfsgegenständen ausgehen können. Die not-
wendige Rechtsverordnung zur Umsetzung der Richt-
linie in nationales Recht wird beschleunigt erlassen 
werden. 
Die im Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit im Zusammenhang mit der Übernahme 
der gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen in na-
tionales Recht vorgenommene Überprüfung des § 32 
LMBG hat ergeben, daß diese Ermächtigungsgrund-
lage nicht ausreicht, um Gemeinschaftsregelungen in 
nationales Recht umzusetzen. Eine Ergänzung des 
§ 32 LMBG dürfte unumgänglich sein. 

II. Verwendungsverbote mit Erlaubnisvorbehalt 
(§§ 11 und 12; § 20; § 25 LMBG) 

1. Zusatzstoffregelungen (§§ 11 und 12 LMBG) 

Das Zusatzstoffverbot in § 11 LMBG ist gemäß Arti-
kel 12 Abs. 2 des Gesetzes zur Gesamtreform des 
Lebensmittelrechts erst am 1. Januar 1978 in Kraft 
getreten. Zu diesem Zeitpunkt waren daher die not-
wendigen Rechtsverordnungen zu erlassen, mit de-
nen der geänderten Rechtslage Rechnung getragen 
wird. Von den notwendigen Umstellungen auf den 
neuen Zusatzstoffbegriff in § 2 LMBG sind 28 der 
bisher bestehenden Rechtsverordnungen betroffen. 
Im Bereich der bisherigen horizontalen Fremdstoff

-

Verordnungen ist dabei eine wesentliche Verein-
fachung herbeigeführt worden. Anstelle von bisher 
acht allgemeinen Verordnungen, die sich mit der Zu-
lassung von fremden Stoffen befaßten, ist die Zu-
satzstoff-Zulassungs-Verordnung vom 20. Dezember 
1977 getreten, in der alle horizontalen Zusatzstoff

-

regelungen zusammengefaßt sind. Diejenigen Be-
stimmungen, die den Verkehr mit Zusatzstoffen als 
solchen und die an sie gestellten Reinheitsanforde-
rungen betreffen und die in vielen, auch produktbe-
zogenen Verordnungen enthalten waren, sind jetzt 
in die Zusatzstoffverkehrsordnung vom 20. Dezem-
ber 1977 überführt worden. Damit sind die Zusatz-
stoffregelungen insgesamt transparenter geworden. 
Diesem Anliegen dient auch die Fundstellenliste, in 
der alle, in Rechtsverordnungen nach dem LMBG zu-
gelassenen Zusatzstoffe in alphabetischer Reihen-
folge aufgeführt sind. Diese Liste, . in der auch die 
nach der Kosmetik-Verordnung von der Verwen-
dung ausgeschlossenen Stoffe genannt sind, ist als 
Beilage (laufende Nr. 6/78) im Bundesanzeiger Nr. 
72 a vom 15. April 1978 veröffentlicht worden. 
Über die genannten beiden Verordnungen hinaus 
wurden mit der Verordnung zur Änderung lebens-
mittelrechtlicher Vorschriften allein 10 Produkt-Ver-
ordnungen für Lebensmittel nichttierischer Herkunft 
an die neuen Zusatzstoffregelungen angepaßt. Die 
Verordnung über Kunsthonig wurde ersatzlos auf-
gehoben. 

Notwendige Anpassungen an die neuen Zusatzstoff
-

regelungen sind darüberhinaus in weiteren sechs 
Verordnungen vorgenommen worden. 

2. Tabakerzeugnisse (§ 20 LMBG) 

Das Verbot in § 20 Abs. 1 LMBG, wonach Tabak-
erzeugnissen ohne ausdrückliche Zulassung nur be-
stimmte, im Gesetz genannte Stoffe zugesetzt wer-
den  dürfen, ist gem. Artikel 12 Abs. 2 des Gesetzes 
zur Gesamtreform des Lebensmittelrechts ebenfalls 
am 1. Januar 1978 in Kraft getreten. Demzufolge 
sind nunmehr in der Tabak-Verordnung vom 20. 
Dezember 1977 die Stoffe zugelassen worden, die 
außer den in § 20 LMBG aufgeführten in Tabak-
erzeugnissen Verwendung finden dürfen. 

3. Kosmetische Mittel (§ 25 LMBG) 

Am 1. Januar 1978 ist gemäß Artikel 12 Abs. 2 des 
Gesetzes zur Gesamtreform des Lebensmittelrechts 
auch § 25 Abs. 1 LMBG in Kraft getreten, der ein 
Verwendungsverbot für verschreibungspflichtige 
Stoffe in kosmetischen Mitteln enthält. 

In der Kosmetik-Verordnung vom 16. Dezember 1977 
sind einige dieser Stoffe für die Verwendung in 
kosmetischen Mitteln mit Einschränkungen zugelas-
sen worden. Die Einschränkungen beziehen sich auf 
das Anwendungsgebiet der damit hergestellten kos

-

metischen Mittel oder auf die Verwendung oder die 
zulässigen Höchstkonzentrationen der Stoffe im fer-
tigen Erzeugnis. 

Von seiten der betroffenen Wirtschaft bestehen ge-
gen das Verbot in § 25 Abs. 1 LMBG insoweit Be-
denken, als es sich auch auf diejenigen Stoffe be-
zieht, die nach § 35 a AMG (jetzt § 49 des AMG von 
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1976) der automatischen Verschreibungspflicht unter-
liegen. 
In der 38. Verordnung zur Änderung der Verord-
nung über die Bestimmung von Stoffen und Zuberei-
tungen nach § 35 a des AMG vom 19. Dezember 1977 
(BGBl. I S. 2762) und in der Verordnung über die 
automatische Verschreibungspflicht vom 26. Juni 
1978 (BGBl. I S. 917) ist deshalb von der Ermächti-
gung in § 25 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 LMBG Ge-
brauch gemacht worden und für das Herstellen, Ein-
führen und Inverkehrbringen von kosmetischen Mit-
teln, die Stoffe enthalten, die mit dieser Verordnung 
der automatischen Verschreibungspflicht unterstellt 
worden sind, eine einjährige Übergangsfrist einge-
räumt worden. Damit ist nach Auffassung des zu-
ständigen Bundesministeriums für Jugend, Familie 
und Gesundheit zunächst eine praktikable Handha-
bung des Vebots in § 25 Abs. 1 LMBG sichergestellt. 
Allerdings schließt dies eine erneute Prüfung des 
Problems im Rahmen einer Änderung des LMBG 
nicht aus. 

III. Rückstandsregelungen 

1. Pflanzenbehandlungsmittel (§ 14 LMBG) 

Von der Ermächtigung in § 14 Abs. 2 LMBG ist 
erstmals mit der Zweiten Änderungsverordnung vom 
4. Februar 1976 Gebrauch gemacht worden, mit der 
für eine Reihe von Stoffen die in der Verordnung 
über Pflanzenschutz-, Schädlingsbekämpfungs- und 
Vorratsschutzmittel in oder auf Lebensmitteln pflanz-
licher Herkunft vom 30. November 1966 festgesetz-
ten Höchstmengen an die neuen wissenschaftlichen 
Erkenntnisse angepaßt sowie für weitere Stoffe 
erstmals Höchstmengen festgesetzt worden sind. 

Im Hinblick auf das am 1. Januar 1978 in Kraft ge-
tretene Verbot des § 14 Abs. 1 Nr. 2 LMBG, wonach 
Lebensmittel und Tabakerzeugnisse, die Rückstände 
von in der Bundesrepublik Deutschland nicht zuge-
lassenen Pflanzenschutzmitteln enthalten, nicht in 
den Verkehr gebracht werden dürfen, sofern nicht 
Höchstmengen für diese Mittel durch Rechtsverord-
nung festgesetzt sind, war eine gründliche Über-
arbeitung der Höchstmengen-Verordnung - Pflan-
zenschutz, pflanzliche Lebensmittel, geboten. 

Dies ist mit der Höchstmengenverordnung Pflanzen-
behandlungsmittel vom 13. Juni 1978 nunmehr ge-
schehen. Sie löst die alte Höchstmengen-Verord-
nung ab. Dabei sind die bisherigen Rechtsvorschrif-
ten in ihrem materiellen Inhalt weitgehend über-
nommen, im Wortlaut jedoch an die Rechtsvorschrif-
ten des LMBG angepaßt worden. Darüber hinaus 
sind zur Durchführung des Verbots des § 14 Abs. 1 
Nr. 2 LMBG eine Reihe von Höchstmengenfestset-
zungen für in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
zugelassene Pflanzenschutzmittel aufgenommen wor-
den. Damit wird in einer Reihe von Fällen dem 
Umstand Rechnung getragen, daß die Nichtzulassung 
eines Pflanzenschutzmittels allein noch nichts über 
die gesundheitliche Seite dieses Mittels besagt, 
daß vielmehr manche der vom Verbot des § 14 
Abs. 1 Nr. 2 erfaßten Pflanzenschutzmittel in der 
Bundesrepublik Deutschland zugelassen werden 
könnten, wenn ein entsprechender Antrag auf Zu-

lassung des Mittels nach dem Pflanzenschutzgesetz 
gestellt würde. Die Verordnung enthält außerdem 
gesundheitlich vertretbare Ausnahmen vom Verbot 
des § 14 Abs. 1 Nr. 2 LMBG. 
Es ist zu erwarten, daß die gegen die abgelöste 
Höchstmengen-Verordnung-Pflanzenschutz, pflanz-
liche Lebensmittel, erhobenen Bedenken auch gegen 
die nun erlassene Verordnung geltend gemacht wer-
den. Dabei handelt es sich im wesentlichen um den 
Einwand der mangelnden Praktikabilität und Effi-
zienz der Verordnung. Dieser wird vornehmlich da-
mit begründet, daß der Rechtsunterworfene, insbe-
sondere der Handel, die Einhaltung der in der Ver-
ordnung festgesetzten Höchstmengen in bezug auf 
die einzelnen Lebensmittel nicht oder nur schwer 
gewährleisten könne. Hierdurch werde die Wirk-
samkeit der Regelungen überhaupt in Frage gestellt. 
Demgegenüber ist aber nicht zu übersehen, daß - 
wie die Ergebnisse der durch die Chemischen Unter-
suchungsämter stichprobenmäßig vorgenommenen 
Untersuchungen zeigen - bei der überwiegenden 
Zahl der untersuchten Lebensmittel die tatsächlich 
festgestellten Rückstandsmengen im Einklang mit 
den Regelungen der Verordnung stehen. Dies gilt 
auch hinsichtlich der untersuchten importierten Le-
bensmittel. 
Die Praktikabilität des am 1. Januar 1978 in Kraft 
getretenen Verbots in § 14 Abs. 1 Nr. 2 LMBG muß 
unter Berücksichtigung der in der Höchstmengen

- Verordnung Pflanzenbehandlungsmittel getroffenen 
speziellen Regelungen abgewartet werden. 
In der Verordnung zur Änderung der Höchstmen-
genverordnung tierische Lebensmittel vom 29. Au-
gust 1978 sind für Lebensmittel tierischer Herkunft 
u. a. in bezug auf das Verbot in § 14 Abs. 1 Nr. 2 
LMBG die entsprechenden Regelungen wie in der 
Höchstmengenverordnung Pflanzenbehandlungsmit-
tel getroffen. 
2. Stoffe mit pharmakologischer Wirkung 

(§ 15 LMBG) 
Am 1. Januar 1978 ist die Verordnung über Stoffe 
mit pharmakologischer Wirkung vom 3. August 1977 
in Kraft getreten, durch die u. a. auch § 4 b Nr. 1 und 
2 LMG abgelöst worden ist. 
Mit der Verordnung sind die zum Schutz des Ver-
brauchers notwendigen Regelungen für bestimmte 
Stoffe getroffen worden, die Tieren, die der Gewin-
nung von Lebensmitteln dienen, zugeführt werden. 
Die Ablösung des bisher in § 4 b des alten Lebens-
mittelgesetzes enthaltenen starren gesetzlichen Ver-
bots. der Anwendung von Stoffen mit  östrogener 
und thyreostatischer Wirkung zu Mastzwecken durch 
die Verordnungsermächtigung des § 15 LMBG hat 
sich bewährt; so konnten für diese Stoffe sachge-
rechtere, differenziertere Regelungen vorgesehen 
und weitere Stoffe, z. B. Chlorkohlenwasserstoffe, 
einbezogen werden. 
Von der Ermächtigungsnorm des § 15 Abs. 3 Nr. 2 
LMBG ist durch die Verordnung über Ausnahmen 
von der Wartezeit vom 2. Januar 1975 Gebrauch ge-
macht worden, um unnötige Härten zu vermeiden, 
die in bestimmten Fällen durch die Einhaltung der 
fünftägigen Mindestwartezeit hätten eintreten kön-
nen. Die zunächst auf zwei Jahre befristete Geltungs- 
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dauer der Verordnung wurde um drei Jahre verlän-
gert, nach dem sich herausgestellt hatte, daß die 
Überprüfung des Tierarzneimittelmarktes nicht so 
schnell wie erhofft sich würde durchführen lassen, 
zum einen, weil die Zahl der angemeldeten Präpa-
rate den vorausgeschätzten Umfang weit überschritt, 
zum anderen, weil die zur Registrierung der Tier-
arzneimittel vorgelegten Unterlagen nicht den für 
eine sichere und abschließende toxikologische Be-
wertung erhofften Umfang aufwiesen. Zugleich 
wurde damit aber deutlich, wie wichtig es war, die-
sen Bereich — in Verbindung mit entsprechenden 
Vorschriften im Arzneimittelrecht — zu regeln. 

3. Regelungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 LMBG 
Im Zusammenhang mit den Rückstandsregelungen 
nach § 14 und § 15 LMBG ist aber auch auf die  be

-reits erwähnte Verordnung über Höchstmengen an 
Quecksilber in Fischen, Krusten-, Schalen- und 
Weichtieren vom 6. Februar 1975 aufmerksam zu 
machen, mit der die Ermächtigungsnorm des § 9 
Abs. 1 Nr. 2 LMBG erstmals ausgeschöpft worden ist. 

C. Schutz vor Täuschung, Klarheit in Information 
und Werbung 

Ein besonderes Gewicht ist bei den Beratungen über 
das neue Lebensmittel- und Bedarfsgegenständege-
setz in den Ausschüssen des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates, aber auch in allen Gremien, 
die bei der Erarbeitung des Regierungsentwurfs be-
teiligt waren, den Bestimmungen zum Schutz des 
Verbrauchers vor Täuschung beigemessen worden. 

I. Lebensmittel (§§ 17 und 18 LMBG) 

Die in den §§ 17 und 18 LMBG getroffenen Rege-
lungen haben sich im wesentlichen, auch nach Auf-
fassung der Mehrheit der obersten Landesbehörden 
und einer Reihe von Wirtschaftsverbänden, bewährt. 
Dies ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, daß an 
die erprobten Bestimmungen des alten Lebensmittel-
gesetzes angeknüpft worden ist, so daß bei der prak-
tischen Anwendung der neuen Regelungen in wei-
tem Umfang auf die vorhandene umfangreiche Lite-
ratur und Rechtsprechung zurückgegriffen werden 
konnte. Es wird aber auch von seiten einiger Über-
wachungsbehörden hervorgehoben, daß die neuen 
Bestimmungen gegenüber den vergleichbaren Rege-
lungen des LMBG Verbesserungen mit sich gebracht 
haben, die den Schutz vor Täuschung umfassender 
und praxisgerechter gestalten. 

1. Verbot des § 17 Abs. 1 Nr. 2 LMBG 
Bei der praktischen Anwendung des in § 17 Abs. 1 
Nr. 2 LMBG enthaltenen bedingten Verkehrsverbots 
sind insbesondere zu der in Buchstabe b getroffe-
nen Regelung, in der die wertgeminderten Lebens-
mittel behandelt werden, Zweifelsfragen aufgetre-
ten. 
So wird von Überwachung und Wirtschaft darauf 
hingewiesen, daß das Kriterium der „nicht unerheb-
lichen Wertminderung" in § 17 Abs. 1 Nr. 2 Buch-
stabe b, durch das die Begriffe „verfälscht" und 
„verdorben" (soweit der Begriff „verdorben" nicht 
bereits von § 17 Abs. i Nr. 1 LMBG abgedeckt ist) 

abgelöst wurden, zu Beurteilungsschwierigkeiten vor 
allem von Verfälschungen im früheren Sinne (§ 4 
Nr. 2 LMG) führen könne. Insbesondere gelte dies 
bei Unterschreitungen von Grenzwerten, die in den 
Leitsätzen des deutschen Lebensmittelbuchs festge-
setzt seien (Ministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten des Landes Nordrhein-West-
falen). 
Diese Besorgnis findet jedoch in den zu dieser Frage 
bisher bekanntgewordenen Gerichtsurteilen und in 
der Literatur keine Bestätigung. So ist insbesondere 
auf den Beschluß des Hans. OLG Hamburg, 3. Zivil-
senat, vom 30. Juni 1977 - LRE 11, S. 34 — aufmerk-
sam zu machen, in dem u. a. festgestellt wird, daß 
die in den Leitsätzen des deutschen Lebensmittel-
buchs für Fleisch und Fleischerzeugnisse festgelegten 
Werte für den Gehalt an bindegewebseiweißfreiem 
Fleischeiweiß Mindestwerte sind, die bereits Streu-
ungsmöglichkeiten berücksichtigen, so daß Abwei-
chungen nach unten grundsätzlich als erheblich an-
zusehen sind. Um aber alle Zweifelsfälle zu behe-
ben, sollte bei einer Änderung des LMBG in § 17 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b in Anlehnung an die in der 
Rechtsprechung gebrauchte Standardformulierung 
deutlich gemacht werden, daß nur solche Lebensmit-
tel nicht von der Regelung erfaßt werden, bei denen 
es sich um eine wirklich „nur" unerhebliche Wert-
oder Brauchbarkeitsminderung handelt. 

2. Verbot von Reinheitsbezeichnungen 
(§ 17 Abs. 1 Nr. 4 LMBG) 

Das in § 17 Abs. 1 Nr. 4 LMBG ausgesprochene Ver-
bot, wonach bei Vorliegen bestimmter Vorausset-
zungen die Angaben „natürlich, naturrein, frei von 
Rückständen oder Schadstoffen" oder gleichsinnige 
Bezeichnungen nicht gebraucht werden dürfen, hat 
zu kritischen Äußerungen Anlaß gegeben. 
Von seiten der Überwachung wird vor allem darauf 
aufmerksam gemacht, daß die Durchsetzung des Ver-
bots insoweit Schwierigkeiten bereite, als auf den 
Nachweis des Vorhandenseins bestimmter Stoffe 
abgestellt wird. Da dieser Nachweis aber nur für die 
tatsächlich untersuchte Partie gelten kann, sei eine 
konsequente Ahndung kaum möglich. Hinzu komme, 
daß der Nachweis eines Verstoßes stark von der 
Nachweisbarkeitsgrenze des Untersuchungsverfah-
rens abhänge. Es wird daher unter anderem die Auf-
fassung vertreten, daß ein generelles Verbot der 
Verwendung des Wortes „naturrein" oder gleich-
sinniger Bezeichnungen wirksamer wäre (Gesund-
heitsbehörde Hamburg). 
Auch die Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher for-
dert, den Gebrauch der Begriffe „natürlich und na-
turrein" im Verkehr mit Lebensmitteln und in der 
Werbung zu unterbinden, ein Anliegen, das vom 
Deutschen Bauernverband mit Hinweis auf die sonst 
zu befürchtende Rechtsunsicherheit geteilt wird. 
Von einigen Wirtschaftsverbänden wird vorgetra-
gen, daß das Verständnis der Vorschrift des § 17 
Abs. 1 Nr. 4 LMBG nach wie vor im Schrifttum um-
stritten sei, was sich auf die Anwendung des Ver-
bots durch die Lebensmittelüberwachung negativ 
auswirke. Eine Klärung sei daher geboten. Insbe-
sondere dürfe aber das Vorhandensein ubiquitär 
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vorkommender Stoffe in Lebensmitteln die Verwen-
dung von Reinheitsbezeichnungen im Sinne des § 17 
Abs. 1 Nr. 4 LMBG nicht ausschließen. Abgesehen 
davon, daß sich diese Auffassung allenfalls halten 
läßt, wenn es sich um ausschließliche Rückstände 
von ubiquitär vorkommenden Stoffen handelt, muß 
im Interesse des Verbraucherschutzes eine Werbung 
in diesen Fällen, die auf das „Freisein von Schad-
stoffen" hinweist, starken Bedenken begegnen. Diese 
Ansicht findet ihre Stütze in der Rechtsprechung zu 
§ 17 Abs. 1 LMBG, die an die „Werbung mit der 
Natur" strenge Maßstäbe anlegt. Diese Entwicklung 
muß bei einer kritischen Überprüfung des § 17 
Abs. 1 Nr. 4 LMBG im Interesse der Verstärkung 
des Verbraucherschutzes richtungweisend sein. 

3. Irreführungsverbot des § 17 Abs. 1 Nr. 5 Buch-
stabe a LMBG 

Im Brennpunkt der Anmerkungen, die bisher zu den 
materiellen Regelungen des LMBG gemacht worden 
sind, stehen die Bestimmungen des § 17 Abs. 1 Nr. 5 
Buchstabe a LMBG (Verbot der Werbung mit wis-
senschaftlich nicht hinreichend gesicherten Wir-
kungsaussagen) und des § 18 LMBG (Verbot der 
gesundheitsbezogenen Werbung) . 

Von den zuständigen obersten Landesbehörden wird 
zum Teil ein positives Urteil über das Irreführungs-
verbot in § 17 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a LMBG ab-
gegeben, zum Teil werden aber auch Zweifel an der 
Praktikabilität im gegenwärtigen Zeitpunkt geäußert. 
Einige oberste Landesbehörden weisen darauf hin, 
daß die Verfolgung von Verstößen gegen § 17 
Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a LMBG ohne hinreichende 
kompetente medizinische und ernährungswissen-
schaftliche gutachterliche Unterlagen häufig Schwie-
rigkeiten bereitet. Es wird daher angeregt, eine Be-
teiligung des Bundesgesundheitsamtes für die Er-
stattung von Grundsatzgutachten unter bestimmten 
Voraussetzungen zu erwägen. 
Das Bayerische Staatsministerium des Innern stellt 
demgegenüber fest, daß durch die Verbote in § 17 
Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a und § 18 LMBG die den 
Verbraucher mehr verwirrende als aufklärende Wer-
bung über die Bedeutung bestimmter Lebensmittel 
für seine Gesundheit zurückgedrängt worden sei. 
Diese Beobachtung wird von den obersten Gesund-
heitsbehörden der Länder Berlin und Niedersachsen 
bestätigt. 

Aus der Sicht der Wirtschaft hat die Vorschrift des 
§ 17 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a LMBG zur Folge, daß 
werbliche Aussagen über die Wirkung eines Le-
bensmittels mehr und mehr erschwert werden, da 
sich die Tendenz erkennen ließe, bei der Auslegung 
des Begriffs der hinreichenden wissenschaftlichen 
Sicherung sehr weitgehende Anforderungen insbe-
sondere im Hinblick auf vorhandene Gegenauffas-
sungen zu stellen. Dabei werde außer acht gelassen, 
daß sich die wissenschaftlichen Erkenntnisse ständig 
im Fluß befinden. Da Meinung und Gegenmeinung 
ein wesentliches Element der Wissenschaft darstell-
ten, dürfte das Verlangen nach absoluter wissen-
schaftlicher Sicherheit im Sinne uneingeschränkter 
Einmütigkeit künftig nur noch wenige Aussagen zu-
lassen. Diese Auffassung legt der Bestimmung des 

§ 17 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a LMBG eine Auswir-
kung bei, die im Wortlaut kaum eine Stütze findet. 
Eine absolute Einstimmigkeit innerhalb der betrof-
fenen Kreise der Wissenschaft wird von § 17 Abs. 1 
Nr. 5 Buchstabe a LMBG nicht gefordert. Das Verbot 
zielt vielmehr darauf ab, zu verhindern, daß die wis-
senschaftlich-kontroverse Diskussion über etwaige 
Wirkungen eines bestimmten Lebensmittels in der 
Werbung ausgetragen wird. 

4. Irreführungsverbot des § 17 Abs. 1 Nr. 5 Buch-
stabe c LMBG 

Nach § 17 Abs. 1 Nr. 5 c LMBG liegt auch dann eine 
Irreführung vor, wenn Lebensmitteln der Anschein 
von Arzneimitteln gegeben wird. Der Senator für 
Gesundheit und Umweltschutz des Landes Berlin 
hat darauf aufmerksam gemacht, daß sich diese 
Bestimmung als sehr praxisnah erwiesen habe. 

5. Verbot der gesundheitsbezogenen Werbung 
(§ 18 LMBG) 

Das in § 18 LMBG enthaltene absolute Werbeverbot 
für krankheitsbezogene Werbeaussagen, das das 
allgemeine Irreführungsverbot in § 17 Abs. 1 Nr. 5 
LMBG und insbesondere das in Nummer 5 Buch-
stabe a ergänzt, ist von den Überwachungsbehörden 
grundsätzlich positiv gewertet worden. Auf Kritik 
ist allerdings die in Absatz 2 enthaltene Ausnahme 
für diätetische Lebensmittel gestoßen. Die Ausnahme 
sei nur insoweit gerechtfertigt, als sich die Aussage 
auf den diätetischen Zweck des Lebensmittels be-
ziehe. 
Außerdem wird darauf aufmerksam gemacht, daß 
eine gewisse Tendenz zu beobachten sei, mit Hilfe 
dieser Ausnahme in § 18 Abs. 2 LMBG das Verbot 
zu unterwandern. In zunehmendem Maße werde 
versucht, normale Lebensmittel durch geringfügige 
Änderungen der stofflichen Zusammensetzung oder 
der Aufmachung als diätetische Lebensmittel hinzu-
stellen. Vielfach seien es Lebensmittel, die sich in 
einer unerwünschten Grauzone bewegten und zudem 
Beurteilungsprobleme aufwürfen, da zunächst die 
nicht immer einfache Frage geklärt werden müsse, 
ob es sich wirklich um diätetische Lebensmittel han-
dele. 
Beachtung dürfte in diesem Zusammenhang das in-
zwischen rechtskräftig gewordene Urteil des  Land-
gerichts Hamburg vom 25. Januar 1978 verdienen 
(ZLR *) 1978, S. 230), das erste Gerichtsurteil, das sich 
nach Kenntnis der Bundesregierung mit der Proble-
matik des § 18 Abs. 1 Nr. 1 LMBG befaßt. U. a. wird 
in der Entscheidung aber auch eingehend zu dem 
Begriff der Krankheit Stellung genommen, der so-
wohl für die Beurteilung des diätetischen Zwecks 
eines Lebensmittels als für den Umfang des Verbots 
in § 18 Abs. 1 Nr. 1 LMBG von Bedeutung ist. 
Im übrigen wird von den Überwachungsbehörden 
vorgetragen, daß es bisher fraglich geblieben sei, 
ob der in § 18 Abs. 1 Nr. 1 LMBG gebrauchte Begriff 
der „Verhütung" das „Vorbeugen" miteinschließt. 
Hier seien Tendenzen zu erkennen, das Verbot in 
§ 18 Abs. 1 Nr. 1 LMBG zu umgehen. Weiterhin wird 
beklagt, daß § 18 LMBG die Werbung mit gesund- 

* ZLR = Zeitschrift für das gesamte Lebensmittelrecht 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/2373 

heitsbezogenen Angaben, wie „gesundheitsfördernd, 
gesund, natürlich gesund" nicht verhindert habe. 

Zu dieser Anmerkung ist zunächst klarzustellen, daß 
eine auf die Gesundheit als solche abstellende Wer-
bung grundsätzlich nicht von § 18 Abs. 1 Nr. 1 LMBG 
erfaßt wird. Werbeaussagen dieser Art sind viel-
mehr unter den Gesichtspunkten des § 17 Abs. 1 
Nr. 5 LMBG und insbesondere der Nummer 5 Buch-
stabe a zu prüfen. Allerdings kann im Einzelfall 
eine Werbung, die sich auf die Gesundheit bezieht, 
so ausgestaltet sein, daß sie beim Verbraucher die 
Vorstellung einer krankheitsverhütenden Wirkung 
des jeweiligen Lebensmittels auslösen muß. Hier 
greift dann wieder § 18 LMBG ein. Anscheinend hat 
In diesen Fällen die Überschrift des § 18 LMBG, ob-
gleich ihr keine interpretative Bedeutung zukommt, 
zu Mißverständnissen in Kreisen der Exekutive, 
aber auch der Wirtschaft geführt. Nach Auffassung 
der Bundesregierung sollte daher die Überschrift des 
§ 18 LMBG, die sich bisher auf die gesundheitsbe-
zogene Werbung bezieht, in ,,Verbot der krankheits-
bezogenen Werbung" geändert werden. 
Aus der Sicht eines Teils der betroffenen Wirtschaft, 
insbesondere des Verbandes der Reformwaren

-

Wirtschaft werden aber auch Bedenken gegen das 
Verbot der Verhütungswerbung überhaupt geäußert. 
Aussagen, die den Verbraucher umfassend über die 
Bedeutung eines Lebensmittels im Rahmen eines 
Gesamt-Kostplanes unterrichten, können jedoch 
durchaus zulässig sein. Eine solche Information des 
Verbrauchers ist nicht gleichzusetzen mit einer Wer-
bung, die auf eine angebliche Verhütung von Krank-
heiten durch Lebensmittel abstellt. 
Die Besorgnisse der Reformwaren-Wirtschaft richten 
sich bei näherer Betrachtung aber vor allem gegen 
die im § 18 Abs. 2 LMBG den diätetischen Lebens-
mitteln eingeräumte Ausnahme. Hier begegnen 
sich — wenn auch aus anderen Gesichtspunkten — die 
kritischen Anmerkungen der Wirtschaft mit denen 
der Überwachung. Die Bundesregierung wird diese 
Problematik bei der Umsetzung der EG-Richtlinie 
über Lebensmittel, die für eine besondere Ernährung 
bestimmt sind, in nationales Recht überprüfen. 

6. Ermächtigungen (§ 19 LMBG) 
Von der Ermächtigung ist bereits in zahlreichen Fäl-
len Gebrauch gemacht worden. Als Neuregelung ist 
insbesondere die am 1. Juli 1978 in Kraft getretene 
Nährwert-Kennzeichnungsverordnung zu nennen, 
durch die dem Verbraucher u. a. wichtige Hinweise 
für eine sachgerechte Ernährung an die Hand gege-
ben werden. 
Auf Grund der kurz vor der Verabschiedung durch 
den EG-Ministerrat stehenden sogenannten Etiket

-

tierungs-Richtlinie ist der Ermächtigungskatalog in 
§ 19 LMBG daraufhin überprüft worden, ob er alle 
zur Überführung der gemeinschaftsrechtlichen Be-
stimmungen in nationales Recht notwendigen Er-
mächtigungen enthält. Es ist nicht auszuschließen, 
daß § 19 LMBG im Rahmen einer Gesetzesänderung 
ergänzt werden muß. 

II. Tabakerzeugnisse (§ 22 LMBG) 

Sehr kritisch werden die Werberegelungen für Ta-

bakerzeugnisse (§ 22 LMBG) aus der Sicht der Über-
wachung beurteilt. 
Es wird berichtet, daß die Werbung für Tabakerzeug-
nisse nach wie vor sehr aggressiv und offensichtlich 
darauf angelegt ist, den Kreis der Abnehmer zu er-
weitern. Das Verbot der Zigarettenreklame im 
Rundfunk und Fernsehen (§ 22 Abs. 1 LMBG), gegen 
das vom Zentralausschuß der Werbewirtschaft e. V. 
nach wie vor verfassungsrechtliche Bedenken erho-
ben werden, habe nur zu einer Verlagerung der 
Werbemaßnahmen auf andere Mittel geführt. So 
würde u. a. verstärkt mit Broschüren und Faltblät-
tern geworben. Besonders aufdringlich sei die Pla-
katwerbung. Dabei werde der Tabakkonsum mehr 
oder weniger versteckt mit der Natur oder den an-
genehmen Seiten des Lebens in Verbindung ge-
bracht, so als ob die wahre Lebensfreude von ihm 
abhinge. Verstöße gegen die einzelnen Verbotstat-
bestände des § 22 Abs. 2 LMBG nachzuweisen, be-
gegne jedoch in der Praxis wegen der zwangsläufig 
recht weitgefaßten Begriffe wie „günstige Beein-
flussung des Wohlbefindens" gegenwärtig noch er-
heblichen Schwierigkeiten. 

Nach, den bisherigen Erfahrungen der Praxis haben 
auch die freiwilligen Vereinbarungen der Zigaretten-
industrie zur Beschränkung der Werbung auf dem 
deutschen Zigarettenmarkt nicht alle in sie gesetzten 
Erwartungen erfüllt. Sie sind nicht in dem gebotenen 
Umfang in der Lage, die Werbung für Tabakerzeug-
nisse mit den Erfordernissen der Volksgesundheit 
in Einklang zu bringen. Damit werden sie der Be-
deutung nicht gerecht, die ihnen seinerzeit bei Ver-
abschiedung des Lebensmittel- und Bedarfsgegen-
ständegesetzes als einer sogenannten flankierenden 
Maßnahme zu den gesetzlichen Verboten beigemes-
sen wurde, die weitere Eingriffe des Gesetzgebers 
überflüssig machen sollte. 

Von den obersten Landesgesundheitsbehörden wer-
den verschiedene Lösungen angeregt, mit deren Hilfe 
den Auswüchsen in der Werbung, insbesondere für 
Zigaretten, begegnet werden könnte. So wird z. B. 
vom Sozialministerium in Niedersachsen vorge-
schlagen, aus Fachleuten mehrerer Bundesländer 
eine Arbeitsgruppe zu bilden, die die Werbung für 
Tabakerzeugnisse beobachtet und ggf. Maßnahmen 
empfiehlt. Diese Überlegung dürfte an die Arbeiten 
anknüpfen, die im Bereich der Bekämpfung des Al-
koholmißbrauchs von dem Bund-Länder-Ausschuß 
zur Bekämpfung der Drogenabhängigkeit geleistet 
worden sind. Ein anderer Vorschlag geht dahin, in 
der Werbung für Tabakerzeugnisse die Abbildung 
von Menschen ganz zu verbieten oder nur eine enge 
produktbezogene Werbung zuzulassen. In diesem 
Zusammenhang wird darauf hingewiesen, daß man 
wohl nur in dieser Weise die unterschwellige Wer-
bung durch das Bild wirksam verhindern könne. 
Eine Lösung wird auch darin gesehen, die Werbung 
für Tabakerzeugnisse einem Zulassungsvorbehalt zu 
unterwerfen und Ausnahmen von dem grundsätz-
lichen Werbeverbot nur insoweit zuzulassen, als die 
Aussagen zur Aufklärung des Verbrauchers not-
wendig seien. Zur Begründung wird hierzu vorgetra-
gen, daß eine solche Regelung ein Unterlaufen der 
mit großem Aufwand betriebenen öffentlichen Kam- 
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pagne gegen das Rauchen durch gegenläufige Akti-
vitäten der Wirtschaft verhindern würde. Ein Land 
regt an, die Werbung für Tabakerzeugnisse auf Pla-
katen, Inseraten und im Kino generell zu verbieten. 
Die Bundesregierung teilt auf Grund ihrer eigenen 
Beobachtungen die von den obersten Landesgesund-
heitsbehörden geäußerten Bedenken hinsichtlich der 
Entwicklung im Bereich der Tabakwerbung, insbe-
sondere aber der Zigarettenwerbung. Sie ist jedoch 
zunächst noch der Auffassung, daß durch eine ent-
sprechende Ausgestaltung der freiwilligen Werbe-
vereinbarungen der Zigaretten-Industrie und künf-
tige Anstrengungen der betroffenen Wirtschaft, sie 
wirksam durchzusetzen, der angestrebte gesundheits-
politische Erfolg ohne weitere einschneidende ge-
setzgeberische Maßnahmen, wie sie von der Über-
wachung vorgeschlagen wurden, herbeigeführt wer-
den könnte. Zur Verwirklichung dieses Anliegens 
hat das zuständige Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit entsprechende Schritte ein-
geleitet. Darüber hinaus sollte die Exekutive aber 
bemüht sein, die Einhaltung der Werberegelungen 
des § 22 LMBG verstärkt zu überwachen. 
Bei Betrachtung des Komplexes der Werberegelun-
gen des § 22 LMBG ist nicht zu übersehen, daß die 
Anstrengungen, aus gesundheitspolitischen Gründen 
Maßnahmen zu entwickeln, die zu einer Einschrän-
kung des Rauchens führen, international verstärkt 
worden sind. Als Beispiel sei in diesem Zusammen-
hang auf die in jüngster Zeit in Frankreich erlasse-
nen Regelungen (Verordnung Nr. 77-1042 vom 12. 
September 1977 über Rauchverbote in bestimmten 
Gemeinschaftsräumen, in denen das Rauchen ge-
sundheitsschädlich wirken kann), den von der 
schwedischen Regierung vorgelegten Gesetzentwurf, 
mit dem die freiwillige Vereinbarung zwischen der 
betroffenen Wirtschaft und dem Ombudsmann für 
Verbraucherfragen abgelöst werden soll, und auf 
das Programm „Rauchen und Gesundheit" des US-
amerikanischen Gesundheitsministers Califano auf-
merksam gemacht, das dieser vor dem National 
Interagency Council on Smoking and Health im 
Januar 1978 entwickelt hat. Auch im Rahmen der 
Arbeiten der WHO (31. Weltgesundheitsversamm-
lung) und der Europäischen Gemeinschaften hat die-
ses Thema eine neue Aktualität gewonnen. So ha-
ben sich die Gesundheitsminister der neun Mitglied-
staaten der EG u. a. anläßlich ihrer Konferenz im 
Dezember 1977 mit der Frage der gemeinschaft-
lichen Maßnahmen das Rauchen betreffend be-
schäftigt. Dieses Thema wird in breiterem Umfang 
Gegenstand der nächsten EG-Gesundheitsminister

-

Konferenz im November dieses Jahres sein. 
Zur Vorbereitung dieses Diskussionspunktes hat die 
Kommission der EG eine entsprechende Umfrage bei 
den einzelnen Mitgliedstaaten über die von diesen 
getroffenen Maßnahmen durchgeführt. 
Abschließend sei darauf hingewiesen, daß dem Deut-
schen Bundestag am 7. Juni 1978 das von ihm mit 
der Entschließung vom 18. Juni 1974 u. a. geforderte 
Nichtraucherschutzprogramm vorgelegt worden ist. 

III. Kosmetische Mittel (§ 27 LMBG) 

Über die Wirkung der speziellen Verbote zum Schutz  

vor Täuschung für kosmetische Mittel, die mit § 27 
LMBG erstmals eingeführt wurden, sind die Auf-
fassungen innerhalb der Überwachung geteilt. So 
vertreten Bayern, Bremen, Niedersachsen die An-
sicht, daß der Schutz des Verbrauchers erheblich 
verbessert worden sei. Demgegenüber macht die 
Gesundheitsbehörde Hamburg darauf aufmerksam, 
daß das Verbot der irreführenden Werbung für 
kosmetische Mittel nur schwer durchzusetzen sei. 
Da sich die Werbung für Kosmetika weitgehend auf 
ihre Wirkung beziehe, seien fundierte medizinische 
bzw. zahnmedizinische Gutachten unerläßlich. Die 
obersten Landesgesundheitsbehörden der Länder 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und des Saar-
landes äußerten sich ähnlich. 

Um dem abzuhelfen, hat sich die Bundesregierung 
bemüht, durch Umfrage bei den Bundesländern und 
durch ein darauffolgendes Gespräch, den Erfahrungs-
austausch über den Wirkungsbereich kosmetischer 
Mittel zu intensivieren. Sie unterstützt ferner die 
Bemühungen der Arbeitsgruppe Kosmetika der Ge-
sellschaft Deutscher Chemiker, die sich u. a. eben-
falls mit der Wirkungsweise von Inhaltsstoffen kos-
metischer Mittel befaßt. Zu erwähnen ist ferner die 
Arbeit der Kosmetik-Kommission des Bundesgesund-
heitsamtes, die laufend einzelne in kosmetischen 
Mitteln Verwendung findende Stoffe unter gesund-
heitlichen Gesichtspunkten prüft und bei der Abwä-
gung von Nutzen und Gefahren auch die Wirksam-
keit dieser Stoffe berücksichtigen muß. 

Im übrigen sind bei der Anwendung der Vorschrift 
des § 27 LMBG weitgehend die gleichen Beurtei-
lungskriterien heranzuziehen, die in der Literatur 
und Rechtsprechung zu den Irreführungsverboten 
des § 4 Nr. 3 des alten Lebensmittelgesetzes, des 
§ 17 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a LMBG und auch des 
§ 3 UWG (hier: Werbung im gesundheitlichen Be-
reich) entwickelt worden sind. 

D. Amtliche Sammlung nach § 35 LMBG 

Am 9. November 1976 hat sich die „Kommission des 
Bundesgesundheitsamtes zur Durchführung des § 35 
LMBG" konstituiert. Als Mitglieder wurden 21 Per-
sönlichkeiten aus den Bereichen der Lebensmittel-
überwachung, der Wissenschaft und der beteiligten 
Wirtschaft auf Vorschlag der vom Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit ausge-
wählten und als repräsentativ anzusehenden Institu-
tionen, Organisationen und Verbände berufen. 

Aufgabe dieser Kommission ist es, die Arbeit des 
Bundesgesundheitsamtes durch sachverständige Be-
ratung zu unterstützen, indem sie bei der Aufstel-
lung von Prioritäten für die Erarbeitung von Ver-
fahren zur Probenahme und Untersuchung von Le-
bensmitteln, Tabakerzeugnissen, kosmetischen Mit-
teln und sonstigen Bedarfsgegenständen mitwirkt 
und die zur Veröffentlichung vorgesehenen Ver-
fahren verabschiedet. Von vorrangiger Bedeutung 
wird die Schaffung solcher Methoden sein, die dem 
Schutz des Verbrauchers vor gesundheitlichen Ge-
fahren beim Verzehr von Lebensmitteln, beim. Ge-
nuß von Tabakerzeugnissen sowie beim Gebrauch 
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und bei der Anwendung von kosmetischen Mitteln 
und sonstigen Bedarfsgegenständen dienen. 
Die Erarbeitung der Verfahren selbst geschieht in 
Arbeitsgruppen, in denen mit der entsprechenden 
Methodik vertraute Sachverständige aus den o. g. 
Bereichen tätig sind. Dabei werden im Interesse 
eines rationellen Einsatzes der vorhandenen wissen-
schaftlichen Kapazitäten die langjährigen, vielfälti-
gen Bemühungen um die Schaffung standardisierter 
Untersuchungsmethoden im nationalen und inter-
nationalen Bereich für die amtliche Sammlung nutz-
bar gemacht. Besondere Bedeutung ist in diesem Zu-
sammenhang einer kontinuierlichen und langfristi-
gen Mitarbeit der Sachverständigen der amtlichen 
Lebensmittelüberwachung der Länder zuzumessen. 
In ihrer zweiten Sitzung am 28. Februar 1978 hat die 
Kommission eine Reihe von Empfehlungen über die 
nähere Ausgestaltung der amtlichen Sammlung ver-
abschiedet (s. Anlage 3). 
Entsprechend den weiteren Beratungen der Kom-
mission anläßlich dieser Sitzung werden aus der 
Vielzahl der Methoden mit hoher Bearbeitungsstufe 
zunächst diejenigen Methoden zur kurzfristigen Ver-
öffentlichung vorbereitet, die in Ringversuchen sta-
tistisch bewertet sind (35 Methoden) sowie solche, 
die einer statistischen Absicherung im Sinne des 
vom Bundesgesundheitsamt erarbeiteten „Beitrags 
zur Planung und Durchführung von Ringversuchen" 
nicht bedürfen (18 Methoden). 
Hinsichtlich der Probenahme wurde von allen Sit-
zungsteilnehmern auf die Dringlichkeit der Erarbei-
tung allgemein anwendbarer Probenahmepläne hin-
gewiesen und der alsbaldigen Berufung einer ent-
sprechenden Arbeitsgruppe zugestimmt. Sie wurde 
inzwischen einberufen. 

E. Zulassung von Ausnahmen (§ 37 LMBG) 

Die zeitliche Befristung der Dauer der Ausnahme-
genehmigung hat sich in bestimmten Fällen als ein 
Hindernis für sachgerechte Lösungen erwiesen. Hier 
wird bei einer Änderung des LMBG Abhilfe geschaf-
fen werden müssen. Zu überlegen wird auch sein, ob 
im Rahmen einer Änderung des § 37 LMBG eine Lö-
sung gefunden werden kann, die den besonderen 
Umständen Rechnung trägt, die sich hinsichtlich der 
Verkehrsfähigkeit solcher Lebensmittel ergeben kön-
nen, die auf Grund gesetzlicher Vorschriften für 
Notsituationen eingelagert worden sind und nach 
Ablauf einer bestimmten Zeit in den Verkehr ge-
bracht werden sollen. 
Zu der in § 37 Abs. 2 Nr. 5 LMBG eingeräumten 
Möglichkeit, unter bestimmten Voraussetzungen die 
Fluoridierung des Trinkwassers zuzulassen, ist vom 
Bayerischen Staatsministerium des Innern darauf 
aufmerksam gemacht worden, daß sich in der Praxis 
die allgemeine, ausnahmslose Fluoridierung des 
Trinkwassers aus verschiedenen Gründen wohl 
kaum durchsetzen lassen werde. Es solle daher ge-
prüft werden, ob nicht statt der Trinkwasserfluori-
dierung die Fluoridierung einzelner Lebensmittel 
für bestimmte Personengruppen zugelassen werden 
sollte, um hierdurch gezielter die Personengruppen 

erreichen zu können, für die eine erhöhte Fluorzu-
führung wünschenswert sei. 

F. Überwachung (§§ 40 bis 49 LMBG) 

Anläßlich der Beratungen über das LMBG in den 
Gremien der gesetzgebenden Körperschaften ist den 
Bestimmungen, die sich auf die Lebensmittelüber-
wachung beziehen, besondere Bedeutung beigemes-
sen worden. Das zuständige Bundesministerium für 
Jugend, Familie rind Gesundheit hat daher nach Ver-
abschiedung des Gesetzes eine Reihe von Initiativen 
ergriffen mit dem Ziel, durch bundeseinheitliche 
Rechtsverordnungen zur Intensivierung und Verein-
heitlichung der Überwachung beizutragen. Die Not-
wendigkeit der angestrebten Regelungen ist von den 
Bundesländern jedoch nicht in allen Fällen aner-
kannt worden. 

I. Kontrolle importierter Erzeugnisse 
(§§ 47 bis 49 LMBG) 

Die Beurteilung der praktischen Auswirkung dieser 
Bestimmungen, vor allem des § 48 LMBG, durch den 
die Mitwirkung der Zolldienststellen bei der Über-
wachung ausdrücklich im LMBG verankert wurde, 
ist unterschiedlich. 
So wird die Überwachung der Verbringungsverbote 
des § 47 LMBG aus der Sicht der obersten Gesund-
heitsbehörden der Länder Berlin, Bremen, Nieder-
sachsen, Nordrhein-Westfalen und Saarland als nicht 
optimal bezeichnet. 
Demgegenüber berichtet die Gesundheitsbehörde 
Hamburg, daß die Importkontrolle durch das Zusam-
menwirken von Zolldienststellen und zuständi-
gen Lebensmittelüberwachungsbehörden wesentlich 
wirksamer geworden sei. Der Zoll benachrichtige 
die Lebensmittelüberwachungsbehörden in großem 
Umfang über zur Einfuhr anstehende, seiner Mei-
nung nach gesetzwidrig hergestellte Lebensmittel. 
Das Sozialministerium Hessen bezeichnet die Zu-
sammenarbeit mit den Zollbehörden als gut, aber 
noch verbesserungsfähig. 
Die oberste Gesundheitsbehörde des Landes Baden

-

Württemberg betont, daß die konsequente Entnahme 
von Stichproben bei der Einfuhr, die kostenlose 
Untersuchung im Rahmen der Lebensmittelüber-
wachung und das Bemühen, diese Untersuchungen 
so schnell wie irgend möglich durchzuführen, damit 
ggf. eingeschritten werden kann, der  einzig zuver-
lässige Weg sein dürfte, um den Schutz des Ver-
brauchers bei importierten Lebensmitteln sicherzu-
stellen. 
Das Bayerische Staatsministerium des Innern ist der 
Ansicht, die auch von einer Reihe anderer oberster 
Landesbehörden geteilt wird, daß in gewissem Um-
fang durch Regelungen nach § 49 LMBG Abhilfe ge-
schaffen werden könne. Allerdings sollten die Be-
stimmungen nur für solche Lebensmittel getroffen 
werden, die häufig den deutschen lebensmittelrecht-
lichen Bestimmungen nicht entsprechen. 
Damit wird an Vorarbeiten angeknüpft, die im zu-
ständigen Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit bereits 1976 zur Entwicklung einer 
Einfuhr-Verordnung nach § 49 LMBG aufgenommen 
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worden sind. In einem Abstimmungsgespräch über 
das geplante Verordnungsvorhaben mit den zustän-
digen obersten Landesbehörden im März 1977 war 
von diesen eine allgemeine Einfuhrverordnung nach 
§ 49 LMBG jedoch als verfrüht abgelehnt worden, 
da nicht genügend Material vorläge, das als Grund-
lage für eine Verordnung herangezogen werden 
könne Abgesehen davon erschien es den Ländern 
im damaligen Zeitpunkt grundsätzlich zweckmäßiger, 
bei Erlaß von Produktverordnungen jeweils zu prü-
fen, ob in diesen auf § 49 LMBG zu stützende Ein-
fuhrregelungen für die jeweiligen Erzeugnisse zu 
treffen sind, wie dies z. B. in der Eiprodukte-Ver-
ordnung sowie in der Käseverordnung hinsichtlich 
der Labaustauschstoffe bereits geschehen ist. 
Dessen ungeachtet hat das Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit die obersten Lan-
desbehörden im Sommer 1978 gebeten, erneut zu 
prüfen, ob sie den Erlaß einer auf § 49 LMBG zu 
stützenden allgemeinen Rechtsverordnung, auch 
unter Berücksichtigung der derzeitigen Haushalts-
situation, zum jetzigen Zeitpunkt für notwendig er-
achten. Nach den inzwischen vorliegenden Stellung- 
nahmen der Länder zeichnet sich noch kein klares 
Bild ab. Lediglich einige wenige Überwachungsbe-
hörden haben erkennen lassen, daß sie Regelungen 
begrüßen würden, durch die bundeseinheitlich die 
Einfuhr bestimmter Erzeugnisse wie z. B. von Obst 
und Obstkonserven, Fisch und Fischwaren sowie be-
stimmter Fleischerzeugnisse an das Vorliegen be-
stimmter Voraussetzungen geknüpft würde. Sofern 
eine Rechtsverordnung nach § 49 LMBG entwickelt 
werden sollte, wird allerdings sorgfältig zu prüfen 
sein, inwieweit die zu den Artikeln 30 und 36 des 
Vertrages von Rom in Literatur und Rechtsprechung 
herausgearbeiteten Grundsätze noch Regelungen zu-
lassen, die spezielle Überwachungsmaßnahmen in 
bezug auf eingeführte Erzeugnisse zum Gegenstand 
haben. 
Unabhängig von dem Erlaß einer Rechtsverordnung 
nach § 49 LMBG sollte die Zusammenarbeit zwischen 
Lebensmittelüberwachungsbehörden und Zolldienst-
stellen effektiver gestaltet werden. Hierfür ist nicht, 
wie häufig angenommen, eine Rechtsverordnung 
nach § 48 Abs. 2 LMBG Voraussetzung. Der insoweit 
zuständige Bundesminister der Finanzen hat hierzu 
den obersten Landesgesundheits- und -veterinärbe-
hörden sowie den Oberfinanzdirektionen mitgeteilt, 
daß die auf der Grundlage des § 48 Abs. 2 LMBG 
zu treffenden Regelungen in ihrem materiellen In-
halt lediglich denen entsprechen könnten, die gegen-
wärtig bereits im Steuerrecht (Zollrecht) verankert 
sind und auf Grund derer die Überwachung der 
Einfuhr von Lebensmitteln und anderer dem LMBG 
unterfallender Erzeugnisse durchgeführt wird. Eine 
Rechtsverordnung nach § 48 Abs. 2 LMBG ist dem-
nach erst dann erforderlich, wenn die z. Z. beste-
hende Möglichkeit, die Überwachung des Waren-
verkehrs nach steuer- bzw. zollrechtlichen Vorschrif-
ten vorzunehmen, wegfällt. 

Die Lebensmittelüberwachungsbehörden müssen 
ihrerseits jedoch gewisse Aktivitäten entfalten, um 
die Zollbehörden in den Stand zu versetzen, bei der 
Einfuhrüberwachung mitwirken zu können. Dies 

setzt vor allem die Unterrichtung der Zolldienststel-
len über solche Fälle voraus, in denen bestimmte 
ausländische Erzeugnisse bei der beim Importeur 
oder Handel stichprobenmäßig durchgeführten Unter-
suchung wiederholt als nicht mit den lebensmittel-
rechtlichen Vorschriften im Einklang festgestellt 
worden sind. Hierzu ist im März 1977 im Bundes-
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
mit den obersten Landesbehörden folgendes Verfah-
ren vereinbart worden: 

Ergeben sich bei der bei Händlern und Importeuren 
in bezug auf ausländische Erzeugnisse durchzufüh-
renden Überwachung hinsichtlich bestimmter Pro-
dukte oder Produktgruppen eines Herstellers oder 
Erzeugers begründete Verdachtsmomente, so sollen 
diese dem Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit mitgeteilt werden. Dieses wird so-
dann den Bundesminister der Finanzen hitten, die 
notwendige Unterrichtung der Zolldienststellen zu 
veranlassen. In der zurückliegenden Zeit ist dieses 
Unterrichtungsverfahren von den obersten Landes-
behörden jedoch noch nicht in dem gewünschten Um-
fang angewendet worden. 

II. Lebensmittelkontrolleur-Verordnung 
(§ 41 Abs. 2 LMBG) 

Von der Ermächtigung in § 41 Abs. 2 LMBG ist mit 
der Verordnung über die fachlichen Anforderungen 
an die in der Lebensmittelüberwachung tätigen nicht 
wissenschaftlich ausgebildeten Personen vom 16. 
Juni 1977 Gebrauch gemacht worden. Damit wurde 
ein Schritt auf dem Weg zur Vereinheitlichung und 
Intensivierung der Lebensmittelüberwachung getan, 
der zugleich auch zur Verbesserung des Verbrau-
cherschutzes beiträgt. 

III. Mindestausstattungs-Verordnung 
(§ 44 Nr. 1 Buchstabe a LMBG) 

Zur Vorbereitung einer auf § 44 Nr. 1 Buchstabe a 
LMBG gestützten Verordnung, in der die personelle, 
apparative und sonstige technische Mindestausstat-
tung von Untersuchungsanstalten festgelegt wird, 
hat das Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit durch eine Umfrage bei den obersten 
Landesbehörden festzustellen versucht, ob die Län-
der bereit und in der Lage sind, die entsprechenden 
Mittel bereitzustellen. 
Von einigen Ländern ist hierzu vorgeschlagen wor-
den, zunächst den Versuch zu unternehmen, die we-
sentlichen Forderungen zu erarbeiten, die in der 
Verordnung festgelegt werden sollen. Damit würde 
zugleich eine einheitliche Berechnungsgrundlage für 
die den Ländern erwachsenden Kosten geschaffen, 
die überhaupt erst eine Entscheidung unter Kosten-
gesichtspunkten ermögliche. Andere Länder — und 
dies ist die Mehrheit — halten eine Verordnung von 
vornherein sowohl auf Grund fachlicher Überlegun-
gen wie aus Kostengründen zum gegenwärtigen Zeit-
punkt für nicht wünschenswert. Auch die Arbeits-
gemeinschaft der leitenden Veterinärbeamten der 
Länder hält die Verordnung für nicht erforderlich. 
Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit hat die Arbeiten an diesem Verordnungsvor-
haben daher zurückgestellt. 
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IV. Verordnung über die Voraussetzungen für die 
Zulassung von privaten Gegengutachtern (§ 44 
Nr. 1 Buchstabe b LMBG) 

Ein entsprechender Verordnungsentwurf wird im 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesund-
heit in Kürze vorbereitet, nachdem sich alle obersten 
Landesbehörden für eine bundeseinheitliche Rege-
lung im Sinne des § 44 Nr. 1 Buchstabe b LMBG aus-
gesprochen haben. 

G. Neuordnung des Lebensmittelstrafrechts 

Um die Handhabung der neuen Straf- und Bußgeld-
vorschriften des LMBG, die am 1. Januar 1975 an die 
Stelle der Strafvorschriften der §§ 11 und 12 des 
alten Lebensmittelgesetzes getreten sind, für die 
Praxis zu erleichtern, wurde vom Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit gemäß Artikel 2 
Abs. 3 des Gesetzes zur Gesamtreform des Lebens-
mittelrechts im Jahr 1975 eine Verordnung erlassen, 
mit der 38 lebensmittelrechtliche Verordnungen an 
die Straf- und Bußgeldvorschriften des LMBG ange-
paßt wurden. Damit ist eine Reihe von Zweifelsfäl-
len behoben und das Gesetz insoweit praktikabel 
gemacht worden. 
Kritische Bemerkungen in diesem Bereich beziehen 
sich nicht auf die materiellen Vorschriften des 
LMBG, sondern auf die mangelhafte Handhabung 
des Verfahrensrechts. Zur Erleichterung der Arbeit 
der für die Verhängung von Bußgeldbescheiden zu-
ständigen Behörden in der Anwendung des breiten 
Sanktionsrahmens des LMBG wurde angeregt zu 
prüfen, ob ein Bußgeld-Katalog hier Abhilfe schaffen 
könne. Der Senator für Gesundheit und Umwelt-
schutz des Landes Berlin hat jedoch berichtet, daß 
eine von ihm hierzu durchgeführte Umfrage bei den 
obersten Landesgesundheits- und -veterinärbehör-
den ein negatives Echo gefunden habe. 
Beklagt wird ferner, daß nach der derzeitigen prak-
tischen Handhabung zur Festsetzung von Geldbußen 
eine höchstrichterliche Entscheidung im Bereich von 
„Grenzfällen" nur in seltenen Fällen herbeigeführt 
werden kann. Gegen die Entscheidung des Amtsge-
richts ist die Rechtsbeschwerde nach § 79 OWiG in 
der Regel nur dann zulässig, wenn gegen den Be-
troffenen eine Geldbuße von mehr als 200,— DM 
festgesetzt worden ist. Nach Beobachtung der Wirt-
schaft tendieren die Ordnungsbehörden in Zweifels-
fällen dazu, ohne Rücksicht auf das Gewicht des zu 
entscheidenden Sachverhalts eine Geldbuße auf 
höchstens 200,— DM festzusetzen. Da das Gericht 
bei einer Entscheidung im schriftlichen Verfahren 
von der im Bußgeldbescheid getroffenen Entschei-
dung nach § 72 OWiG nicht zum Nachteil des Be-
troffenen abweichen darf, führt diese Praxis dazu, 
daß sich gerade im Bereich der „Grenzfälle" nur 
eine amtsrichterliche Rechtsprechung entwickeln 
wird. 
Weiterhin ist darauf aufmerksam gemacht worden, 
daß die praktische Anwendung des § 37 Abs. 1 
OWiG über die örtliche Zuständigkeit der Bußgeld-
behörde bei der Verfolgung von lebensmittelrecht-
lichen Verstößen zu Unzuträglichkeit geführt habe. 
Nach der genannten Vorschrift ist die Verwaltungs

-

behörde örtlich zuständig, in deren Bezirk die Ord-
nungswidrigkeit begangen oder entdeckt wird oder 
der Betroffene bei Einleitung des Bußgeldverfahrens 
seinen Wohnsitz hat. Bei lebensmittelrechtlichen 
Verfahren kann deshalb der Hersteller oder Impor-
teur eines Produktes wegen derselben Tat der Ver-
folgung durch eine Vielzahl von Verwaltungsbehör-
den ausgesetzt sein. Die Einleitung mehrfacher Ver-
fahren wegen derselben Tat löse darüber hinaus 
einen erheblichen Verwaltungsaufwand aus und 
führe zur Rechtsunsicherheit. Es wird daher ange-
regt, eine Änderung zu bewirken, durch die eine so-
fortige Abgabe von Beanstandungen,an das für den 
Sitz des Herstellers, Einführers oder desjenigen, der 
das Erzeugnis unter seinem Namen in den Verkehr 
bringt, zuständige Ordnungsamt sichergestellt wird. 
In den Stellungnahmen der befragten Wirtschaft 
wird außerdem eine Konzentration der lebensmittel-
rechtlichen Zuständigkeiten bei einigen Spezialge-
richten (ähnlich wie im Wettbewerbsrecht) befür-
wortet. Könnten sich Gerichte regelmäßig mit le-
bensmittelrechtlichen Fragen befassen, würde dies 
nicht nur die „Qualität" der Entscheidungen heben, 
sondern der verfassungsrechtlichen Forderung nach 
Rechtssicherheit und Rechtsbestimmtheit mehr als 
bisher entsprechen. 

Die Bundesregierung wird beide Anregungen über-
prüfen. Bevor eine gesetzliche Änderung in Betracht 
gezogen wird, sollte allerdings geklärt werden, in-
wiefern schon eine Änderung der praktischen Hand-
habung Abhilfe schaffen kann. Eine höchstrichter-
liche Entscheidung zur Klärung von Zweifelsfragen 
und zur Vereinheitlichung der Rechtsprechung kann 
auch in geringfügigen Fällen bei Geldbußen bis zu 
200,— DM dadurch eröffnet werden, daß einerseits 
der Betroffene dem schriftlichen Verfahren wider-
spricht und daß andererseits die Verwaltungsbehör-
den über die Staatsanwaltschaft darauf hinwirken, 
daß die Amtsgerichte auf Grund einer mündlichen 
Verhandlung entscheiden; gegen diese Entscheidung 
ist die Zulassungsrechtsbeschwerde an das Ober-
landesgericht möglich. 

Hinsichtlich der örtlichen Zuständigkeit besteht nach 
§ 39 OWiG die Möglichkeit, in den genannten Fäl

-

len die Sache an die für den Wohnort des Herstel-
lers oder Einführers zuständige Verwaltungsbehörde 
abzugeben, wodurch eine Konzentration der Ver-
fahren erreicht werden kann. Außerdem können in 
solchen Fällen die Länder durch eine besondere 
Regelung die Zuständigkeit der Bußgeldbehörden 
überregional konzentrieren. 

Soweit vorgetragen worden ist, daß die strafrecht-
liche Verantwortlichkeit des Inverkehrbringers (ge-
meint ist hier der Einzelhändler) im Rahmen der 
lebensmittelrechtlichen Bestimmungen überprüft 
werden soll mit dem Ziel, den Einzelhändler zu-
künftig nicht mehr für die Zusammensetzung und 
Kennzeichnung industriell hergestellter Massengüter 
verantwortlich zu machen, vermag die Bundesregie-
rung dem nicht zu folgen. Der abstrakte Strafan-
spruch auch gegen denjenigen, der Lebensmittel in 
den Verkehr bringt ohne Hersteller zu sein, muß im 
Interesse des Verbraucherschutzes erhalten bleiben. 
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3. ABSCHNITT 

Maßnahmen des Bundes und der Länder zur 
Verwirklichung der Forderungen des Deutschen 
Bundestages in Ziffer 1 bis 3 der Entschließung 

vom 18. Juni 1974 (Drucksache 7/2243) 

A. Maßnahmen des Bundes 

In Ziffer 1 und 2 seiner Entschließung hat der Deut-
sche Bundestag die Bundesregierung ersucht, die 
personellen und sonstigen Voraussetzungen bei den 
für das LMBG fachlich und rechtlich zuständigen 
Aufgabenbereichen und beim Bundesgesundheitsamt 
zu schaffen, um die Durchführung, der zur Verwirk-
lichung der Gesamtreform des Lebensmittelrechts 
notwendigen Aufgaben sicherzustellen. 

I. Personelle Ausstattung der Aufgabenbereiche des 
Bundesminsteriums für Jugend, Familie und Ge-
sundheit 

Zur Durchführung des Gesetzes zur Gesamtreform 
des Lebensmittelrechts sind für die Abteilung 4 - 
Lebensmittelwesen, Veterinärmedizin und Verbrau-
cherschutz - des Bundesministeriums für Jugend, 
Familie und Gesundheit in den Haushaltsjahren 
1975 = 2 A 15 Planstellen 
1978 = 1 A 14 Planstelle und 

1 A 11 Planstelle 
zusätzlich bewilligt und zweckentsprechend verwen-
det worden. 
Die Bewilligung einer weiteren A 13 g Planstelle 
sieht der Entwurf des Bundeshaushaltsplans für das 
Haushaltsjahr 1979 vor. 

II. Schaffung der personellen und sonstigen Voraus-
setzungen im Bundesgesundheitsamt 

Dem Bundesgesundheitsamt - Max von Pettenkofer-
Institut und Institut für Veterinärmedizin - sind im 
Zusammenhang mit der Gesamtreform des Lebens-
mittelrechts folgende acht Planstellen bzw. Stellen für 
Angestellte durch den Bundeshaushaltsplan zusätz-
lich bewilligt worden: 
Haushaltsjahr 1975 

Besoldungs-Gruppe B 1 	— 	1 
Besoldungs-Gruppe A 15 	— 	1 
Vergütungs-Gruppe V b 	— 	1 
Vergütungs-Gruppe VII - IX — 	1 

4 Stellen 

Haushaltsjahr 1977 
Besoldungs-Gruppe B 1 	— 	1 
Besoldungs-Gruppe A 14 	— 	1 
Vergütungs-Gruppe V b 	— 	1 
Vergütungs-Gruppe V c 	— 	1 

4 Stellen. 
Im Entwurf des Bundeshaushaltsplanes für das Haus-
haltsjahr 1979 sind ferner drei weitere Planstellen 
bzw. Stellen für Angestellte ausgewiesen worden: 

Besoldungs-Gruppe B i 	— 	i 
Besoldungs-Gruppe A 15 	— 	1 
Vergütungs-Gruppe V c 	— 	1 

3 Stellen. 

Die bisher bewilligten Stellen sind in erster Linie 
für die Aufgaben des Amtes nach § 35 LMBG, näm-
lich der Erstellung einer amtlichen Sammlung von 
Verfahren zur Probenahme und Untersuchung von 
Lebensmitteln, Tabakerzeugnissen, kosmetischen 
Mitteln und Bedarfsgegenständen, verwandt worden 
und haben eine Reihe von personellen Engpässen 
beseitigt. 
Für die Durchführung dieser Aufgaben, insbeson-
dere aber für die in den Instituten des Bundesge-
sundheitsamtes noch zu leistenden wissenschaft-
lichen Vorarbeiten für die Ausschöpfung der Ver-
ordnungsermächtigungen dieses Gesetzes ist von 
einem weiteren Personalbedarf auszugehen, der in 
den kommenden Haushaltsjahren im Rahmen der 
allgemeinen Haushaltssituation auf dem Personal-
sektor zu berücksichtigen sein wird. 
Die sonstigen Voraussetzungen, insbesondere die 
apparativen, konnten im übrigen dem Stand der 
jetzigen Arbeiten entsprechend geschaffen werden. 

B. Maßnahmen der Länder 

Unter Ziffer 3 seines Entschließungsantrages hat der 
Deutsche Bundestag die Landesregierungen gebeten, 
die erforderlichen personellen, sachlichen und orga-
nisatorischen Maßnahmen zu treffen, damit die 
Durchführung der durch das LMBG in verstärktem 
Umfang erforderlichen Überwachungsaufgaben in 
optimaler Weise gewährleistet ist. 

Auf Grund der Berichte der zuständigen obersten 
Landesbehörden ist zu erkennen, daß erhebliche An-
strengungen unternommen worden sind, die ver-
mehrten Anforderungen, die auf die Überwachungs-
behörden zugekommen sind, zu bewältigen. Da das 
LMBG zu einer Zeit in Kraft getreten ist, in der in 
allen Bundesländern die öffentliche Verwaltung ein-
schneidende Sparmaßnahmen durchführen mußte, 
lag das Schwergewicht vor allem im Bereich organi-
satorischer Maßnahmen. 

Erhebliche Bedeutung kommt dabei der Bildung von 
Schwerpunktaufgaben zu, für deren Bearbeitung je-
weils ein Untersuchungsamt (sog. Schwerpunktan-
stalt) innerhalb des jeweiligen Landesgebietes zu-
ständig ist. So ist z. B. die Chemische Landesunter-
suchungsanstalt Stuttgart für ganz Baden-Württem-
berg (ohne Stadtkreis Stuttgart) für die im Zusam-
menhang mit Bedarfsgegenständen aus Kunststoff 
auftretenden Fragen zuständig. In dem Verzeichnis 
der für die amtliche Lebensmittelüberwachung täti-
gen chemischen Untersuchungsämter- und -anstalten 
(Bekanntmachung des BMJFG vom 28. April 1977 
im GMBl. Nr. 16, S. 273) sind die mit Schwerpunkt-
aufgaben befaßten Untersuchungsanstalten beson-
ders kenntlich gemacht. 
In diesem Zusammenhang ist auch die in Bayern mit 
Wirkung vom 1. Januar 1974 vollzogene einschnei-
dende Neuorganisation im Bereich der Lebensmittel-
überwachung anzusprechen. Die bakteriologischen, 
chemischen und veterinären Untersuchungsanstalten 
wurden zu zwei Landesuntersuchungsämtern für das 
Gesundheitswesen, und zwar je eins für Nordbayern 
und Südbayern, organisatorisch zusammengefaßt. 
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Damit hat Bayern die Entschließung der Gesund-
heitsministerkonferenz vom 4./5. November 1976 
verwirklicht, wonach „zur Erhöhung der Wirksam-
keit und Wirtschaftlichkeit der Tätigkeit der ver-
schiedenen Untersuchungsanstalten eine multidiszi-
plinäre Zusammenfassung organisatorisch angestrebt 
werden sollte". 

In Nordrhein-Westfalen wird angestrebt, die 26 
Chemischen und Lebensmitteluntersuchungsämter 
auf etwa 9 Einheiten zu reduzieren, die dann jeweils 
alle im Rahmen der amtlichen Lebensmittelüber-
wachung anfallenden Aufgaben, für die sie zuständig 
sind, lösen sollen. Dazu ist ein Modell über einen 
Verbund von Chemischen und Lebensmittelunter-
suchungsämtern der Kreise und Städte erarbeitet 
worden. 

Bedeutsame organisatorische Maßnahmen wurden 
auch im Bereich der staatlichen chemischen Unter-
suchungsämter in Niedersachsen durchgeführt bzw. 
sind mittelfristig bis 1982 geplant: Durch das 8. Re-
formgesetz zur Verwaltungs- und Gebietsreform 
wurden 1977 die kommunalen chemischen Unter-
suchungsämter Hannover und Osnabrück verstaat-
licht. Entsprechend der Grenzen der vier neugeschaf-
fenen Regierungsbezirke soll künftig jeweils nur ein 
leistungsfähiges chemisches Untersuchungsamt zu-
ständig sein, und folglich die beiden Ämter Hildes-
heim und Osnabrück aufgelöst und die verbleiben-
den Ämter entsprechend ausgebaut werden. 

Der Senator für Gesundheit und Umweltschutz des 
Landes Berlin stellt fest, daß das Schwergewicht der 
organisatorischen Maßnahmen vor allem im Bereich 
der Untersuchungsanstalten gelegen habe. Bei den 
örtlichen Veterinär- und Gesundheitsämtern, die pri-
mär die Überwachungsbehörden sind, konnte aus 
Personaleinsparungsgründen im allgemeinen kein 
zusätzliches Personal bereitgestellt und damit das 
Ziel des LMBG nach verstärkter Überwachung bis-
her nicht erreicht werden. 

Über die organisatorischen Maßnahmen hinaus ist 
im Rahmen des Möglichen von den Bundesländern 
die personelle und apparative Ausstattung verstärkt 
worden. 

In Baden-Württemberg konnte die personelle Aus-
stattung der chemischen Untersuchungsanstalten von 
270 Bediensteten im Jahr 1974 auf 292 im Jahr 1978 
und der tierärztlichen Untersuchungsämter von 216 
Bediensteten im Jahr 1974 auf 239 im Jahr 1978 
gesteigert werden. 

In Bayern wird der Personalstand der Landesunter-
suchungsämter für das Gesundheitswesen in den 
Jahren 1979/80 um 40 Stellen des technischen Dien-
stes verstärkt. Eine erhebliche Anhebung der Stel-
lenzahl im Bereich des technischen Personals ist 
auch den Angaben des Landes Hessen zu entneh-
men. Bremen, Hamburg, Rheinland-Pfalz, Saarland 
und Schleswig-Holstein nennen keine Zahlen über 
die Entwicklung der personellen Ausstattung der 
Untersuchungsanstalten bzw. -ämter. Zum Teil dürfte 
dies darauf zurückzuführen sein, daß Erhöhungen 
des Personalbestandes zunächst durch organisato-
rische Maßnahmen abgefangen werden konnten. 
Von den übrigen Bundesländern sind zum Teil so- 

wohl für den Bereich des chemischen als auch der 
tierärztlichen Untersuchungsanstalten bzw. -ämter, 
zum Teil nur für den einen oder anderen Bereich 
Angaben über den Personalbestand gemacht worden, 
die eine Verbesserung der Ausstattung erkennen 
lassen. Das gleiche gilt auch hinsichtlich der appara-
tiven Ausstattung der Untersuchungsbehörden. Die 
dem Bundesministerium für Jugend, Familie und Ge-
sundheit vorliegenden Angaben der zuständigen 
obersten Landesbehörden zur personellen und sach-
lichen Ausstattung der Untersuchungsanstalten und 
-ämter sind in der Anlage 4 zu diesem Bericht zu-
sammengefaßt. 
Der Vollständigkeit halber ist zu erwähnen, daß 
soweit nach § 40 Abs. 2 LMBG der Vollzug des Ge-
setzes den zuständigen Stellen und Sachverständigen 
der Bundeswehr obliegt, Anstrengungen zur Inten-
sivierung der Überwachung durch organisatorische 
Maßnahmen unternommen wurden. Die Kosten- und 
Personallage stellt jedoch einen limitierenden Faktor 
dar. 

4. ABSCHNITT 

Schlußbemerkungen 

Das seit dem 1. Januar 1978 in vollem Umfang in 
Kraft befindliche LMBG ist nach dem gegenwärtigen 
Stand der Erkenntnisse insgesamt sowohl von den 
befragten obersten Landesbehörden als auch von 
den betroffenen Wirtschaftskreisen, der Arbeitsge-
meinschaft der Verbraucher und den übrigen ange-
hörten Institutionen positiv beurteilt, allerdings auch 
mit manch kritischer Anmerkung versehen worden. 
Diese Kritik wird Anlaß zu einer Überprüfung ein-
zelner Bestimmungen des Gesetzes geben. Erste Be-
trachtungen haben bereits gezeigt, daß in einigen 
Fällen Klarstellungen und Ergänzungen geboten er-
scheinen. In dem Bericht sind beispielhaft einige 
der sich als notwendig abzeichnenden Änderungen 
angedeutet, weitere werden noch hinzukommen. Da-
bei wird es sich überwiegend um Ergänzungen der 
Ermächtigungsnormen des LMBG handeln, die in 
ihrer gegenwärtigen Fassung in manchen Fällen auch 
nicht ausreichen, um die im Rahmen der Rechtsan-
gleichung in der EWG geschaffenen gemeinschafts-
rechtlichen Regelungen in nationales Recht zu über-
führen. 
Die mit dem Gesetz angestrebte Verbesserung des 
Verbraucherschutzes wird erst dann uneingeschränkt 
erreicht sein, wenn noch eine Reihe von Rechtsver-
ordnungen, etwa im Bereich der Bedarfsgegenstände, 
erlassen worden sind und das zu ihrer Durchfüh-
rung erforderliche Personal vorhanden ist. 
Das Inaussichtstellen von weiteren Rechtsvorschrif-
ten wird aber möglicherweise nicht auf ungeteilte 
Zustimmung stoßen, sondern vielmehr der allgemei-
nen Schelte über die Gesetzesinfiation neue Nah-
rung geben. 
Im Hinblick auf das Lebensmittelrecht hat der Bun-
desrat anläßlich der Verabschiedung der Nährwert

-

Kennzeichnungsverordnung im November 1977 sei-
ner Besorgnis über das Anwachsen äußerst detail- 
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lierter und perfektionistisch anmutender Regelungen 
und Vorschriften Ausdruck gegeben. Nach seiner 
Auffassung ist ein Stadium erreicht, das es fraglich 
erscheinen läßt, Ob damit den Interessen der Ver-
braucher und der Gesundheit der Bvölkerung tat-
sächlich noch entsprochen wird [BR-Drucksache 234/ 
77 (Beschluß)]. 

Die Berechtigung dieser Sorge, die auch von der be-
troffenen Wirtschaft nachhaltig deutlich gemacht 
worden ist, soll hier nicht in Abrede gestellt werden. 
Jedoch müssen die Hintergründe deutlich gemacht 
werden mit dem Ziel, daß daraus von allen Betei-
ligten die entsprechenden Schlußfolgerungen ge-
zogen werden möchten. 

Die beanstandete „Flut von Bestimmungen" ist in 
einer Vielzahl von Fällen durch die Umsetzung von 
EG-Richtlinien in nationales Recht bedingt. Auch 
die formale Rechtssatzqualität wird nicht unmaßgeb-
lich hierdurch beeinflußt. Soweit es nicht gelingt, in 
den gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen einen 
häufig zu beobachtenden Überperfektionismus abzu-
bauen, wirkt dieser zwangsläufig — nämlich wegen 
der Notwendigkeit der Umsetzung der entsprechen-
den Richtlinien in nationales Recht — auf die deut-
sche Verordnungsgebung fort. 

Davon abgesehen ist nicht zu verkennen, daß es sich 
bei dem Lebensmittelrecht um eine Materie handelt, 
die weitgehend von naturwissenschaftlichen Gege-
benheiten bestimmt wird. Die Aufgabe, naturwissen-
schaftlich bestimmte Sachverhalte in rechtliche Nor-
men zu fassen, birgt von vornherein Schwierigkei-
ten in sich, die in vielen anderen Rechtsbereichen 
sicher nicht bestehen. Dabei ist auch zu berücksich-
tigen, daß die technologische und die wirtschaftliche 
Entwicklung im Lebensmittelrecht außerordentlich 
rasch voranschreiten. Dies macht wiederum ständig 
Änderungen der Rechtsnormen erforderlich, wenn 
diese nicht an Aktualität verlieren sollen. 

Nicht unerwähnt kann in diesem Zusammenhang 
bleiben, daß der beklagte Perfektionismus lebens-
mittelrechtlicher Verordnungen und ihre Unüber-
sichtlichkeit in einer Vielzahl von Fällen auf die 
detaillierten Regelungswünsche des jeweils betrof-

fenen Wirtschaftszweiges, aber auch der Verbrau-
cherorganisationen, zurückzuführen sind. 

Dieses Bedürfnis nach sehr eingehenden Einzelrege-
lungen spiegelt sich auch in den Richtlinien der 
Wirtschaft über die Zusammensetzung bestimmter 
Lebensmittel etc. wider, die an Perfektionismus 
sicher nichts zu wünschen übrig lassen. 

Dem allgemeinen Wunsch nach weniger Rechtsvor-
schriften läuft letztlich auch der von seiten der Wirt-
schaft erhobene Vorwurf entgegen, die Bemühungen 
der für die Überwachung zuständigen Landesbehör-
den um eine einheitliche Handhabung des Gesetzes 
stellten eine „Quasi-Gesetzgebung" dar und seien 
deshalb abzulehnen. Insbesondere werden die Be-
mühungen des Ausschusses Lebensmittelhygiene 
und Lebensmittelüberwachung der Arbeitsgemein-
schaft der Leitenden Medizinalbeamten der Länder 
angegriffen, zu Einzelfragen eine einheitliche Mei-
nung herbeizuführen. Dabei wird übersehen, daß 
diese Praxis in der zurückliegenden Zeit erheblich 
dazu beigetragen hat, Wettbewerbsverzerrungen zu 
verhindern, die auf Grund einer unterschiedlichen 
Anwendung des Gesetzes auftreten können und 
einer Zersplitterung der Rechtsanwendung entgegen-
zuwirken, der sonst durch bundeseinheitliche Rege-
lungen begegnet werden müßte. 

Um die Transparenz des Lebensmittelrechts zu ver-
bessern und die Zahl der Rechtsvorschriften zu ver-
ringern, haben die in dem Ausschuß Lebensmittel-
hygiene und Lebensmittelüberwachung der Arbeits-
gemeinschaft der Leitenden Medizinalbeamten der 
Länder vertretenen obersten Landesbehörden ge-
meinsam mit der Arbeitsgemeinschaft der Leitenden 
Veterinärbeamten der Länder eine Arbeitsgruppe 
gebildet mit dem Ziel, Vorschläge zu einer „Ver-
einfachung" dieses Rechtsbereichs zu erarbeiten. 
Das für das Lebensmittelrecht auf Bundesebene zu-
ständige Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit wirkt bei diesen Arbeiten mit. Es 
wird sich zeigen, ob und inwieweit auf bestimmte 
Regelungen verzichtet werden kann bzw. in welcher 
Weise eine Vereinfachung der Rechtsvorschriften 
möglich sein wird. 



Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/2373 

Anlage 1 
Aufstellung 

der seit dem 1. Januar 1975 erlassenen und auf das Lebensmittel- und 
Bedarfsgegenständegesetz gestützten Rechtsverordnungen 

- Verordnung über Ausnahmen von der Wartezeit 
nach § 15 Abs. 2 Satz 2 LMBG vom 2. Januar 1975 
(BGBl. I S. 124) 

- Verordnung zur Änderung der Konservierungs-
stoff-Verordnung und anderer lebensmittelrecht-
licher Verordnungen vom 31. Januar 1975 (BGBl. 
I S. 429) 

- Verordnung. über Höchstmengen an Quecksilber 
in Fischen, Krusten-, Schalen- und Weichtieren 
(Quecksilber-Verordnung, Fische) vom 6. Fe-
bruar 1975 (BGBl. I S. 485) 

- Verordnung über gesundheitliche Anforderungen 
an Eiprodukte und deren Kennzeichnung (Eipro-
dukte-Verordnung) vom 19. Februar 1975 (BGBl. 
I S. 537, 1031) 

- Vierte Verordnung zur Änderung der Verord-
nung über diätetische Lebensmittel vom 14. April 
1975 (BGBl. I S. 938) 

- Dritte Verordnung zur Änderung der Käse-Ver-
ordnung vom 21. April 1975 (BGBl. I S. 973) 

- Verordnung zur Anpassung lebensmittelrecht-
licher Verordnungen an die Straf- und Bußgeld-
vorschriften des Gesetzes zur Gesamtreform des 
Lebensmittelrechts vom 16. Mai 1975 (BGBl. I 
S. 1281, 1859) 

- Verordnung über Kakao und Kakaoerzeugnisse 
(Kakaoverordnung) vom 30. Juni 1975 (BGBl. I 
S. 1760) 

- Verordnung über die Verlängerung von Über-
gangsvorschriften für diätetische Lebensmittel 
vom 23. Dezember 1975 (BGBl. I S. 8 [1976]) 

- Zweite Verordnung zur Änderung der Höchst-
mengenverordnung Pflanzenschutz, pflanzliche 
Lebensmittel vom 4. Februar 1976 (BGBl. I S. 264) 

- Verordnung über einige zur menschlichen Ernäh-
rung bestimmte Zuckerarten (Zuckerartenver-
ordnung) vom 8. März 1976 (BGBl. I S. 502) 

- Verordnung über die Änderung tabakrechtlicher 
Bezeichnungsvorschriften vom 21. April 1976 
(BGBl. I S. 1061) 

- Verordnung über Hackfleisch, Schabefleisch und 
anderes zerkleinertes rohes Fleisch (Hackfleisch

-

Verordnung) vom 10. Mai 1976 (BGBl. I S. 1186) 
- Verordnung zur Änderung der Allgemeinen 

Fremdstoff-Verordnung und anderer lebensmit-
telrechtlicher Verordnungen vom 10. Mai 1976 
(BGBl. I S. 1200) 

- Verordnung über Höchstmengen an Aflatoxinen 
in Lebensmitteln (Aflatoxin-Verordnung) vom 
30. November 1976 (BGBl. I S. 3313) 

- Honigverordnung vom 13. Dezember 1976 (BGBl. 
I S. 3391) 

- Verordnung zur Änderung der Farbstoff-Verord-
nung und anderer lebensmittelrechtlicher Ver

-

ordnungen vom 13. Dezember 1976 (BGBl. I 
S. 3395) 

- Verordnung über den Höchstgehalt an Eruka

-

säure in Lebensmitteln (Erukasäure-Verordnung) 
vom 24. Mai 1977 (BGBl. I S. 782) 

- Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
Obsterzeugnisse vom 25. Mai 1977 (BGBl. I 
S. 783) 

- Verordnung zur Änderung der Hackfleisch-Ver-
ordnung vom 13. Juni 1977 (BGBl. I S. 847) 

- Verordnung über die fachlichen Anforderungen 
an die in der Lebensmittelüberwachung tätigen, 
nicht wissenschaftlich ausgebildeten Personen 
(Lebensmittelkontrolleur-Verordnung) vom 16. 
Juni 1977 (BGBl. I S. 1002) 

- Verordnung über Stoffe mit pharmakologischer 
Wirkung vom 3. August 1977 (BGBl. I S. 1479) 

- Verordnung über Fruchtsaft, konzentrierten 
Fruchtsaft und getrockneten Fruchtsaft (Frucht-
saft-Verordnung) vom 25. November 1977 (BGBl. 
I S. 2274) 

- Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
Ausnahmen von der Wartezeit nach § 15 Abs. 2 
Satz 2 des Lebensmittel- und Bedarfsgegenstände-
gesetzes vom 6. Dezember 1977 (BGBl. I S. 2477) 

- Verordnung über Fruchtnektar und Fruchtsirup 
vom 8. Dezember 1977 (BGBl. I S. 2483) 

- Verordnung über Nährwertangaben bei Lebens-
mitteln (Nährwert-Kennzeichnungsverordnung) 
vom 9. Dezember 1977 (BGBl. I S. 2569) 

- Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
vitaminisierte Lebensmittel vom 9. Dezember 
1977 (BGBl. I S. 2574) 

- Verordnung über kosmetische Mittel (Kosmetik

-

Verordnung) vom 16. Dezember 1977 (BGBl. I 
S. 2589) 

- Verordnung über das Inverkehrbringen von Zu-
satzstoffen und einzelnen wie Zusatzstoffe ver-
wendeten Lebensmitteln (Zusatzstoffverkehrsver-
ordnung) vom 20. Dezember 1977 (BGBl. I S. 2653) 

- Verordnung über die Zulassung von Zusatzstof-
fen zu Lebensmitteln (Zusatzstoff-Zulassungsver-
ordnung) vom 20. Dezember 1977 (BGBl. I S. 2711) 

- Verordnung zur Änderung der Käseverordnung 
und der Verordnung über Milcherzeugnisse vom 
20. Dezember 1977 (BGBl. I S. 2738) 

- Fünfte Verordnung zur Änderung der Diätver-
ordnung vom 20. Dezember 1977 (BGBl. I S. 2793) 

- Verordnung zur Änderung lebensmittelrechtlicher 
Verordnungen vom 20. Dezember 1977 (BGBl. I 
S. 2802) 

- Verordnung zur Änderung der Fleisch-Verord-
nung und der Eiprodukte-Verordnung vom 20. 
Dezember 1977 (BGBl. I S. 2820) 
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— Verordnung über Tabakerzeugnisse (Tabakver-
ordnung) vom 20. Dezember 1977 (BGBl. I S. 2831) 

— Verordnung über Pflanzenbehandlungsmittel in 
oder auf Lebensmitteln pflanzlicher Herkunft und 
Tabakerzeugnissen (Höchstmengenverordnung 
Pflanzenbehandlungsmittel) vom 13. Juni 1978 
(BGBl. I S. 718) 

— Erste Verordnung zur Änderung der Höchstmen-
genverordnung, tierische Lebensmittel vom 29. 
August 1978 (BGBl. I S. 1525) 

— Erste Verordnung zur Änderung der Nährwert

-

Kennzeichnungsverordnung vom 12. Nov. 1978 
(BGBl. I S. 1760) 
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Anlage 2 
Aufstellung 

der Vorschriften, die von den Bundesländern zur Durchführung des LMBG 
erlassen worden sind 

Baden-Württemberg 
- Gemeinsamer Erlaß des Ministeriums für Arbeit, 

Gesundheit und Sozialordnung und des Ministe-
riums für Ernährung, Landwirtschaft und Umwelt 
über die Überwachung des Verkehrs mit Lebens-
mitteln und Bedarfsgegenständen vom 3. März 
1975 Nr. VI 8705.1/75 und Nr. VIII 1230 

- Verordnung der Landesregierung über den Ver-
kehr mit Back- und Konditoreiwaren (Bäckerei-
Hygiene-Verordnung) vom 14. Juni 1977 (Ges.-
Bl. S. 255) 

- Verordnung der Landesregierung über die Hy-
giene im Verkehr mit Lebensmitteln tierischer 
Herkunft vom 16. Februar 1977 (Ges.Bl. S. 53) 

Bayern 
- Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

für die Laufbahn des mittleren Überwachungs-
dienstes zum Schutz der Verbraucher vom 7. Ja-
nuar 1974 (GVBl. S. 38) 

- Verordnung über den Verkehr mit Backwaren, 
Konditoreiwaren und Speiseeis vom 24. Februar 
1976 (GVBl. S. 41) 

- Verordnung über den Verkehr mit Lebensmitteln 
tierischer Herkunft vom 24. Februar 1976 (GVBl. 
S. 44) 

- Gesetz über den Vollzug des Lebensmittelrechts 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Ok-
tober 1976 (GVBl. S. 433) 

- Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über 
den Vollzug des Lebensmittelrechts vom 4. Ok-
tober 1976 (GVBl. S. 451) 

- Verordnung über Zuständigkeiten im Lebensmit-
tel- und Bedarfsgegenständerecht (ZustVLmBG) 
vom 7. November 1975 (GVBl. S. 354) 

Berlin 
- Verordnung über die hygienische Behandlung 

von Lebensmitteln (Lebensmittelhygiene-Verord-
nung) vom 23. August 1977 (GVBl. S. 1858) 

- Richtlinien für die Durchführung der Aufsicht 
über den Verkehr mit Lebensmitteln, Tabaker-
zeugnissen, kosmetischen Mitteln und sonstigen 
Bedarfsgegenständen in Berlin vom 8. November 
1977 (ABl. S. 1603) 

- Ausführungsvorschriften zur Verordnung über 
die hygienische Behandlung von Lebensmitteln 
vom 10. Juli 1978 (ABl. S. 1198) 

Bremen 
- Verordnung über die zuständigen Behörden nach 

dem LMBG vom 7. Januar 1975 (Brem. GBl. S. 49) 
- Verordnung zur Änderung der Verordnung über 

die zuständigen Behörden nach dem LMBG vom 
19. August 1975 (Brem. GBl. S. 325) 

- Erlaß des Senators für Gesundheit und Umwelt

-

schutz über die einheitliche Durchführung des 
LMBG vom 6. Januar 1978 (ABI.  Brem. S. 143) 

Hamburg 
Es wurden bislang keine Rechtsvorschriften, die zur 
Durchführung des LMBG erlassen worden sind, mit-
geteilt. 

Hessen 
- Änderung der Dienstanweisung für Lebensmittel-

kontrolleure vom 6. Januar 1975 (StAnz. 6/1975, 
S. 239) 

- Erlaß zur Probenahme im Rahmen der amtlichen 
Lebensmittelüberwachung vom 25. März 1975 
(StAnz. 17/1975, Seite 742) 

- Gesetz zur Änderung des Hessischen Ausfüh-
rungsgesetzes zum Lebensmittel- und Bedarfsge-
genständegesetz (HAG/LMBG) vom 26. Okto-
ber 1976 (GVBl. I S. 434) und vom 14. Juli 1977 
(GVBl. I S. 319) 

- Verordnung über die Zuständigkeiten für die 
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrig-
keiten nach den §§ 53 und 54 LMBG und nach 
Artikel 3 Abs. 4 des Gesetzes zur Gesamtreform 
des Lebensmittelrechts vom 17. März 1976 (GVBl. 
I S. 50)  

- Verordnung über die Zuständigkeiten nach` dem 
LMBG vom 26. April 1977 (GVBl. I S. 168) 

Niedersachsen 
- Speiseeis-Hygieneverordnung vom 7. November 

1975 (Nds. GVBl. S. 342) in der berichtigten Fas-
sung vom 26. April 1977 (Nds. GVBl. S. 113) 

- § 1 Nr. 17 und § 2 Abs. 1 Nr. 6 der Zust. VO für 
Ordnungswidrigkeiten im Geschäftsbereich des 
ML vom 19. Februar 1975 (Nds. GVBl. S. 79), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 27. Juli 
1976 (Nds. GVBl. S. 198) 

- Verordnung über die hygienische Behandlung 
von Lebensmitteln tierischer Herkunft vom 27. 
Januar 1976 (Nds. MBl. S. 19) 

- Rd. Erl. des ML vom 20. Januar 1975 (Nds. MBl. 
S. 245) : Regelung über die Einstellung und den 
Einsatz von Veterinärhelfern 

- Rd. Erl. des ML vom 30. September 1975 (Nds. 
MBl. S. 1599) : Durchführung der veterinärhygie-
nischen Überprüfungen durch die tierärztlichen 
Sachverständigen im Rahmen der amtlichen Le-
bensmittelüberwachung 

- Ausführungsbestimmungen zu § 34 LMBG vom 
28. Juli 1975 (Nds. GVBl. S. 1297) 

- Gemeinsamer Rd. Erl. des MS und ML vom 29. 
März 1975 (Nds. GVBl. S. 1297) 
Ausführungsbestimmungen zu § 37 LMBG 

- Gemeinsamer Rd. Erl. des MS und ML vom 30. 
Juli 1975 (Nds.MBl. S..1297) 
Ausführungsbestimmungen zu § 40 LMBG 
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— Rd. Erl. des MS vom 31. Juli 1975 (Nds.MBl. 
S. 1297) 
Ausführungsbestimmungen zu § 41 LMBG 

— Rd. Erl. des MS vom 9. Juni 1977 (Nds.MBl. S. 623) 
Ausführungsbestimmungen zu § 41 LMBG 

— Gemeinsamer Rd. Erl. des MS und ML vom 1. Au-
gust 1975 (Nds. MBl. S. 1297) 
Ausführungsbestimmungen zu § 42 LMBG 

— Rd. Erl. des ML vom 24. Januar 1977 (Nds.MBl. 
S. 146) : Ausführungsbestimmungen zu § 42 Abs. 1 
LMBG (Probenahmepläne) 

— Rd. Erl. des MS vom 27. August 1976 (Nds. MBl. 
S. 1602) Ausführungsbestimmungen zu § 42 LMBG 
(Probenahmepläne) 

— Gemeinsamer Rd. Erl. des MS und ML vom 4. Au-
gust 1975 (Nds. MBL. S. 1309) 
Ausführungsbestimmungen zu § 50 Abs. 2 LMBG 

— Rd. Erl. des MS vom 22. Juni 1977 (Nds. MBl. 
S. 739) Überwachung nach dem LMBG auf deut-
schen Seeschiffen 

Nordrhein-Westfalen 
— Verordnung zur Bestimmung der für die Verfol-

gung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
nach dem Gesetz zur Gesamtreform des Lebens-
mittelrechts zuständigen Verwaltungsbehörde 
vom 22. April 1975  (GV. NW. S. 385) 

— Gesetz über die Berufsbezeichnung „Lebensmit-
telchemiker" vom 7. März 1978 (GV. NW. S. 88) 

— Verordnung über die Zuständigkeit für die Durch-
führung des Gesetzes über die Berufsbezeichnung 
„Lebensmittelchemiker" vom 11. April 1978 
(GV. NW. S. 206) 

— Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Lebens-
mittelchemiker (APOL) vom 27. April 1978 
(GV. NW. S. 210) 

— Verordnung über die Zuständigkeit für die Ge-
nehmigung gemäß § 2 Satz 1 der Verordnung 
über Tee und teeähnliche Erzeugnisse vom 20. 
Juni 1978 (GV. NW. S. 287) 

— Verordnung über die Zuständigkeit für die Ge-
nehmigung zur Herstellung von Nitritpökelsalz 
vom 20. Juni 1978 (GV. NW. S. 287) 

— Verordnung über die Zuständigkeit für die An-
meldung vitaminisierter Lebensmittel vom 27. 
Juni 1978 (GV. NW. S. 288) 

Rheinland -Pfalz 

— Landesverordnung über den Verkehr mit Lebens-
mitteln tierischer Herkunft vom 8. Juli 1977 
(GVBl. 1977, S. 244) 

— Landesverordnung über die Hygiene in Ver-
kaufsräumen des Lebensmitteleinzelhandels vom 
10. Mai 1976 (GVBl. 1976, S. 166) 

Saarland 

Es wurden bislang keine Rechtsvorschriften, die zur 
Durchführung des LMBG erlassen worden sind, mit-
geteilt. 

Schleswig -Holstein 

— Erlaß hinsichtlich der Einziehung der Kosten bei 
rechtskräftiger Verurteilung (LM-Überwachungs-
Anpassung an § 464 a StPO) - 
(Amtsblatt Schl.-Holstein 1975, S. 608) 
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Anlage 3 
Empfehlung 

der Kommission des Bundesgesundheitsamtes zur Durchführung des § 35 LMBG 

In die amtliche Sammlung von Untersuchungsverfah-
ren nach § 35 LMBG sind Analysenmethoden aufzu-
nehmen, die geeignet sind, zuverlässige Angaben 
über die Zusammensetzung oder bestimmte Eigen-
schaften von oder bestimmte Veränderungen an 
Lebensmitteln, Tabakerzeugnissen, kosmetischen 
Mitteln und Bedarfsgegenständen zu liefern. Metho-
den mit definierter Zweckbestimmung und/oder 
unterschiedlicher Leistungsfähigkeit (Referenz- bzw. 
Schieds-Methoden, Routine-Methoden) sowie Metho-
den, die in Rechtsvorschriften enthalten sind, wer-
den entsprechend gekennzeichnet. Quantitative 
Methoden enthalten grundsätzlich Angaben über den 
Grad ihrer Zuverlässigkeit (statistische Bewertung). 

Vorrangiges Ziel bei der Erstellung der amtlichen 
Sammlung von Untersuchungsverfahren nach § 35 
LMBG ist es, die allgemein angewendeten und be-
währten Untersuchungsverfahren möglichst bald zu 
veröffentlichen. Die in vielen Fällen noch fehlende 
statistische Absicherung der Methoden sollte im 
Rahmen der ständigen Überprüfung der Verfahren 
erfolgen. 

Als eine geeignete Grundlage für die erforderliche 
Prüfung in Ringversuchen wird der als Anlage 2 
zum Einladungsschreiben vorgelegte „Beitrag zur 
Planung und Durchführung von Ringversuchen und 
deren statistische Auswertung" angesehen. 
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Anlage 4 

Maßnahmen zur Verbesserung der personellen sowie sächlichen und 
apparativen Ausstattung der Untersuchungsanstalten bzw. -ämter 

A 

1. Personelle Ausstattung der chemischen Unter-
suchungsanstalten bzw. -ämter 

Baden-Württemberg 
1974 = 270 Bedienstete 
1978 = 292 Bedienstete 
Die Personalplanung sieht eine erhebliche personelle 
Verstärkung bis 1985 vor 

Bayern 
(Landesuntersuchungsämter für das Gesundheitswe-
sen mit den Fachbereichen Chemie, Veterinärmedizin 
und Medizin) 
Personalstand 1975: 827; 1978: 826. 
Für die Jahre 1979/80 ist eine Verstärkung um 40 
Stellen vorgesehen. 

Berlin 
Voraussichtlicher Zugang 1979: 
Beamte: 	+ 9 Stellen (insgesamt = 27 Stellen) 
Angestellte: 	+ 22 Stellen (insgesamt = 52 Stellen) 
Arbeiter: 	+ 4 Stellen (insgesamt = 7 Stellen) 

Bremen 
Keine Zahlenangaben 

Hamburg 
Keine Zahlenangaben, aber Hinweis auf Überlegun-
gen, die Zahl der Mitarbeiter zu erhöhen. 

Hessen 
Personalentwicklung von 1975 bis 1978 

1975 	1976 	1977 	1978 
Lebensmittelchemiker 	34 	34 	33 	34 
Technische Assistenten 58 	57 	56 	62 

Niedersachsen 
Personalentwicklung von 1974 bis 1978 

1974 1975 1976 1977 1978 
Wissenschaftlicher 
Dienst 	 29 	31 	31 	32 43 * 
Weinkontrolleure 	2 	2 	2 	2 	2* 
Laboratoriumsdienst 	50 54 54 57 79 * 
Verwaltungsdienst 	11 	12 	12 	12 	15* 
Arbeiter 	 10 	10 	10 	10 	12 * 
Praktikanten der 
Lebensmittelchemie 	. 10 	10 	10 	10 	12 * 
Auszubildende 	5 	5 	5 	5 	6 
(Laboranten) 
Im Rahmen der mittelfristigen Planung bis 1982 ist 
zum Ausgleich des erheblichen Personaldefizits eine 
größere Personalverstärkung eingeplant. 

Nordrhein-Westfalen 
Entwicklung der personellen Ausstattung zwischen 
1974 und 1976 

* Zuwachs einschließlich der Personalübernahme der ver-
staatlichten Ämter Hannover, Osnabrück 

1974 	1976 

Lebensmittelchemiker 	 105 	107 
Diplomchemiker 	 4 	11 
Chemieingenieure 	 8 	10 
Chemotechniker 	 125 	138 
Biologisch technische Assistenten 	4 	5 
Apothekerassistenten 	 — 	1 
Laboranten 	 106 	111,5 
Weinkontrolleure 	 2 	2 
Laborfachwerker 	 4 	6,5 
Verwaltungspersonal 	 67 	67 
Lebensmittelkontrolleure 	 1 	7 
Praktikanten der Lebensmittelchemie 8,5 	37 
Laborantenlehrlinge 	 3 	26 
Hilfspersonal 	 56 	58,8 

Rheinland-Pfalz 
Schaffung von 40 Planstellen für Lebensmittelkon-
trolleure, von denen bisher 35 mit fachlich ausge-
bildeten Kräften besetzt wurden. 

Saarland 
Keine Zahlenangaben, aber Hinweis auf wünschens-
werte 19 Stellen, die allerdings den Neubau eines 
entsprechenden Dienstgebäudes erforderlich machen 
würden. 

Schleswig-Holstein 
Keine Zahlenangaben 

2. .Personelle Ausstattung der tierärztlichen Unter-
suchungsämter 

Baden-Württemberg 
1974 = 216 Bedienstete 
1978 = 239 Bedienstete 

Bayern 
Es gelten die Angaben zu Abschnitt A 1. 

Berlin 
Voraussichtlicher Zugang 1979: 

Beamte 	+ 4 Stellen (insgesamt = 	14 Stellen) 
Angestellte 	+ 11 Stellen (insgesamt = 	29 Stellen) 
Arbeiter 	+ 1 Stelle (insgesamt = 	11 Stellen) 

Bremen 
Keine Zahlenangaben 

Hamburg 
Keine Zahlenangaben 

Hessen 
1974 	1976 	1978 

Tierärzte 	 24 	24 	24 
technisches Personal 	47 	50 	52 
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Beim Vollzug der amtlichen Lebensmittelüber-
wachung sind außerdem tätig: 

1974 	1976 	1978 
Tierärzte 	 23 	23 	23 
Lebensmittelkontrolleure 	73 	83 	129 

Niedersachsen 
Personalentwicklung von 1971 bis 1977 

1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977 
Beamte 	10 15 26 30 37 38 38 
Angestellte 	68 67 80 103 109 110 108 
Arbeiter 	26 26 35 40 44 43 41 
zusammen: 	104 108 141 173 190 191 187 

Nordrhein-Westfalen 
Personalentwicklung von 1974 bis 1978 

1974 	1975 	1976 	1977 	1978 
Beamte 	36 	36 	36 	36 	36 
Angestellte 	171 	174 	174 	180 	186 
Arbeiter 	54 	54 	54 	50 	44 
Zusammen 	261 	264 	264 	266 	266 

Rheinland-Pfalz 
Keine Zahlenangaben 

Saarland 
Keine Zahlenangaben 

Schleswig-Holstein 
Keine Zahlenangaben 

B 

1. Sächliche und apparative Ausstattung der chemi-
schen Untersuchungsanstalten bzw. -ämter 

Baden-Württemberg 
Steigerung der Investitionsausgaben für Unter-
suchungsgeräte von 720 000 DM 1974 auf 1 050 000 
DM (ohne EDV) 1978 sowie der Sachausgaben von 
1 064 000 DM 1974 auf 1 655 000 DM 1978. 
Erweiterung der Chemischen Landesuntersuchungs-
anstalt (CLUA) Offenburg und Planung des Neu-
baues einer CLUA in Freiburg, neue Diensträume 
für CLUA Stuttgart und der Außenstelle Freiburg 
der CLUA Offenburg. 

Bayern 
(Landesuntersuchungsämter für das Gesundheitswe-
sen mit den Fachbereichen Chemie, Veterinärmedi-
zin und Medizin) 
Ausstattung mit 
a) Großgeräten: 

DM 
Aufwendungen von 1974 bis 1978 	4 652 000 
im Haushalt vorgesehen für 1979 	1 100 000 

1980 	1 200 000 
zusätzlich für die Ers

-

ausstattung des Neubaues 
Südbayern 	 4 700 000 

b) kleineren Geräten 	1975 	750 000 
1978 	800 000 

im Haushalt vorgesehen für 1979 	1 050 000 
1980 	1 100 000 

c) Verbrauchsmitteln 	1975 	1 500 000 
1978 	2 100 000  

Neubau eines Landesuntersuchungsamtes für das 
Gesundheitswesen Südbayern mit einem Kosten-
aufwand von voraussichtlich 50 Millionen DM. 

Berlin  

Keine Zahlenangaben, aber Hinweis auf Neubau der 
Landesanstalt für Lebensmittel-, Arzneimittel- und 
gerichtliche Chemie ; bessere apparative Ausstat-
tung; beziehbar voraussichtlich im Frühjahr 1979. 

Bremen 

Keine Zahlenangaben, aber Hinweis auf Ausbau der 
Staatlichen Chemischen Untersuchungsanstalt. 

Hamburg 

Keine Zahlenangaben 

Hessen 

Für den Erwerb von Fachgeräten wurden in den 
Jahren 1974 bis 1978 folgende Haushaltsmittel zur 
Verfügung gestellt: 

1974 = 200 000 DM 
1975 = 600 000 DM 
1976 = 400 000 DM 
1977 = 400 000 DM 
1978 = 800 000 DM 

Niedersachsen . 

Laborgeräte über 5000 DM 

1974 — 152 000 DM 
1975 — 463 000 DM 
1976 — 300 000 DM 
1977 — 400 000 DM 
1978 — 1 390 000 DM 

Laborgeräte (Ersatz und Ergänzung) unter 5000 DM 

1974 — 31 000 DM 
1975 — 51 000 DM 
1976 — 17 000 DM 
1977 — 167 000 DM 
1978 — 234 000 DM 

Im Rahmen der mittelfristigen Planung sind zur 
Durchführung der umfangreichen neuen Aufgaben 
für die Chemischen Untersuchungsämter (ChUA) ent-
sprechend zusätzliche Haushaltsmittel eingeplant. 
Außerdem sollen die vier ChUA ab 1979 mit Labor-
datensystemen und Textverarbeitungssystemen aus-
gerüstet werden. 

Nordrhein-Westfalen 

Keine Zahlenangaben. Es wird angestrebt, die 26 
Chemischen und Lebensmitteluntersuchungsämter 
auf etwa neun Einheiten zu reduzieren, die dann 
jeweils alle im Rahmen der amtlichen Lebensmittel-
überwachung anfallenden Aufgaben, für die sie zu-
ständig sind, lösen sollen. Dazu ist ein Modell über 
einen Verbund von Chemischen und Lebensmittel-
untersuchungsämtern der Kreise und Städte erarbei-
tet worden. 

Rheinland-Pfalz 

Keine Angaben 
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Saarland 
Keine Zahlenangaben, Hinweis auf erforderlich wer-
denden Neubau eines Chemischen Untersuchungs-
amtes. 

Schleswig -Holstein 
Keine Angaben 

2. Sächliche und apparative Ausstattung der tier-
ärztlichen Untersuchungsämter 

Baden -Württemberg 
Steigerung der Sachausgaben von 200 000 DM 1974 
auf 220 300 DM 1978 sowie der Investitionsausgaben 
von 1 630 000 DM 1974 auf 2 106 700 DM 1978. Aus-
bau bzw. Vermehrung der Untersuchungsräume bei 
zwei staatlichen tierärztlichen Untersuchungsämtern. 

Bayern 
Es gelten Angaben zu Abschnitt B 1. 

Berlin 
Keine Zahlenangaben, aber Hinweis auf Neubau 
der Landesanstalt für Veterinärmedizin und Lebens-
mittelhygiene; bessere apparative Ausstattung; be-
ziehbar voraussichtlich im Frühjahr 1979. 

Bremen 
Keine Zahlenangaben, aber Hinweis auf geplanten 
Ausbau des Staatlichen Veterinäruntersuchungs-
amtes. 

Hamburg 
Keine Zahlenangaben 

Hessen 
1974 	1976 	1978 
DM DM 	DM 

Grundausstattung 	15 000 	15 000 116 000 
Erweiterungsmaßnahmen 	0 	56 000 	34 000 
sächliche Mittel 	450 000 487 300 570 000 

Niedersachsen 
Materielle Ausstattung der Staatlichen Veterinär-
untersuchungsämter (nur Laborbedarf) 

Ansätze in Haushaltsplänen: 
Kapitel Titelgruppe 61 davon Titel 81261 
0941 Untersuchungs- (Großgeräte mit 

betrieb Anschaffungs- 
wert von über 

5000 DM) 

1971 250 200 50 800 
1972 338 100 34 700 
1973 3 241 900 2 906 100 
1974 634 900 253 200 
1975 2 171 700 1 373 500 
1976 949 000 154 800 
1977 1 691 100 541 400 
Neubau des Staatlichen Veterinäruntersuchungs-
amtes für Fische und Fischwaren in Cuxhaven; über-
wiegend auf dem Gebiet der Lebensmittelüberwa-
chung tätig. 

Nordrhein-Westfalen 
Materielle Ausstattung der Staatlichen Veterinär-
untersuchungsämter 

— Laborbedarf 1971 bis 1978 — 
Kapitel Titel 515 1 Titel 812 Titel 
1041 Geräte, Aus- Erwerb von 522 1 

stattungsgegen- Geräten, Aus- Unter- 
stände und stattungs- und suchungs- 

Maschinen für Ausrüstungs- betrieb 
Verwaltungs- gegenständen 
zwecke, (An- (Anschaffungs- 
schaffungswert wert über 
bis 10 000 DM) 10 000 DM) 

1971 186 700 127 700 329 200 
1972 86 000 137 500 335 400 
1973 178 500 490 000 410 800 
1974 266 200 168 600 669 000 
1975 219 100 145 600 530 900 
1976 308 700 971 000 652 700 
1977 330 600 1 330 600 912 800 
1978 (Ansatz) 	320 000 300 000 930 000 

Rheinland -Pfalz 

Keine Angaben 

Saarland 
Keine Angaben möglich 

Schleswig -Holstein 
Keine Angaben 


